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In dieſem Büchlein find die weſentlichſten Beſtimmungen des ſoge 
nannten Friedensvertrages von Verſailles zuſammengeſtellt. Wir fagen 
ausdrücklich ſogenannter Friedensvertrag, weil Verſailles ſeiner Entſtehung 
nach und feiner Folgen wegen das Gegenteil eines Vertrages iſt, der 
Frieden hätte ſchaffen können. Man kann mit Recht ſagen, daß Europa 
heute nicht mehr an den Folgen des Weltkrieges, ſondern an den Folgen 
der Friedensverträge leidet, die 1919 den unterlegenen Nationen auf. 
gezwungen wurden. Dabei hatten die Völker auf den Frieden, der den 
Weltkrieg beenden ollte, die höchſten Erwartungen geſetzt. Sie vertrauten, 
befonders. das deutſchs Volk, auf das Programm des Präſidenten der Ver⸗ 
einigten Staaten, Wilſon, der in ſeinen 14 Punkten vom Januar 1918 
und in anderen Erklärungen einen Frieden der Gerechtigkeit als Kriegsziel 
verheißen hatte, einen Frieden oh Age pneltionen, ohne Entſchädigungen 
und ohne Strafcharakter Kagendel, c chäͤdenserſatz. Nach dem Grundſatz 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker ſollten die Grenzziehungen geregelt 
werden. Ein ſolcher Friede ſollte dauerhaft ſein, weil er auf Gerechtigkeit 
gegründet ſein würde. Es ſollte im Gegenſatz zu früheren Friedensſchlüſſen 
nicht die Macht, ſondern das Recht ſprechen. 


| Dieſes Programm, das Friedensprogramm Wilſons, wurde in den 
Waffenſtillſtandsverhandlungen vom Oktober 1918 als Grundlage des 
künftigen Friedens vereinbart. Der Schriftwechſel darüder fand feinen 
Abſchluß in der Note des amerikaniſchen Staatsſekretärs Lanſing vom 
5. November 1918, in der mitgeteilt wurde, daß die Kriegsgegner Deutſch⸗ 
lands zu einem Frieden auf der Grundlage des Wilſon⸗ Programms bereit 
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feien. Hiermit wurde ein beide Vertragsteilnehmer bindender Vertrag 


geſchloſſen. Der Waffenſtillſtandsvertrag vom 11. November 1918 machte 


Deutſchland militäriſch wehrlos. Trotzdem vertraute Deutſchland, daß das 
Wilſon⸗Programm in den weſentlichſten Grundzügen durch die Friedens⸗ 


bedingungen eingehalten werden würde. Dleſe Erwartung wurde durch 


die am 7. Mai 1919 überreichten Friedens bedingungen grauſam enttäuſcht. 
Sofort ſtellte der Führer der deutſchen Abordnung, Graf Brockdorff⸗Nantzau, 
feſt, daß die Rechtsgrundlage des Vorfriedensvertrages in entſcheidenden 
Punkten verlaſſen worden ſei. 

Die Friedensbedingungen iwaren ohne jede Mitwirkung der Deutſchen 
fertiggeſtellt worden. Noch 1871 konnte Frankreich an den Friedens⸗ 
verhandlungen als verhandlungsberechtigter Partner teilnehmen und ſeine 
Vertreter wurden auf das höflichſte behandelt. Die Kriegspropaganda 
jedoch hatte im Weltkrieg Deutſchland für iſchuldig am Krieg und zu einem 


Feind der Menſchheit erklärt. Darum wurde Deutſchland ſozuſagen als 


Angeklagter 1919 vor ein Nichterkollegium geſchleppt, die deutſche Friedens: 
delegation der demütigendſten Behandlung unterworfen. Mündliche Ver⸗ 
handlungen wurden auch nach Aberreichung der Friedensbedingungen nicht 
zugelaſſen, und es wurde nur eine kurze Friſt für ſchriftliche Bemerkungen 
gegeben. Hierdurch waren Deutſchland entſcheidende Möglichkeiten ge⸗ 
nommen, für ſein Recht und für beſſere Bedingungen zu kämpfen. Es 


fehlt im Friedensvertrag die bisher übliche Feſtſtellung, daß beide Parteien 


ſich verpflichten, fortan wieder in Frieden und Freundſchaft zu leben und 
alles Schlimme zu vergeſſen. Die Artikel 227 bis 230 enthalten Straf⸗ 
beſtimmungen und das Verlangen nach Auslieferung angeblich ſchuldiger 
perſonen vor die Militärgerichte der Entente. Obwohl dieſe Beſtimmungen 
infolge des deutſchen Widerſtandes nicht ausgeführt wurden, find fie kenn⸗ 
zeichnend für den Geiſt des Diktates. Zur moraliſchen Grundlage des 
ganzen Vertrages iſt in Artikel 231 die angebliche Schuld Deutſchlands 


am Kriege gemacht worden. Die gegen Deutſchland erhobene Anklage, 


daß es durch ſeinen Angriff Arheber des Krieges ſei, iſt längſt durch die 


Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Forſchung widerlegt. Die Bewegung gegen 


den Verſailler Vertrag ſtützt ſich auf rechtliche und moraliſche Geſichts⸗ 
punkte. Die rechtlichen Geſichtspunkte ergeben ſich aus dem Bruch des 


Vorfriedensvertrages, die moraliſchen aus der Widerlegung der gegen 
Deutſchland erhobenen Anklagen. Die Revifion des Verſailler Diktates 


iſt außer der Forderung des Rechte, der Gerechtigkeit, der Moral, auch 


eine wirtſchaftliche und politiſche Nöctwenzuateit. 8 der Forderung nach 


Reviſion, die nur dann ohne gewaltſame lach mehr zerſtörende Am⸗ 
wälzung erfolgen kann, wenn ſie noch rechtzeitig geſchieht, iſt ſich das 
ganze deutſche Volk einig und bereit, der Regierung zu folgen, die ſich 
das Ziel ſetzt, die Ketten von Verſailles abzuſchütteln und für einen 
neuen Frieden, eine neue Ordnung Europas nach gerechten Be 
zu kämpfen. 


Berlin, im März 1933. 


f Dr. phil. h. c. Hans n ke 
Geſchäftsführender Vizepräſident des Arbeltsausſchuſſes 
Deutſcher Verbände. 


+ Deutichtand. 
d Deutihtande Gegner im Welttrieg. 

=) Alliierte Mächte: 1 Vereinigte Staaten von Amerika, 2 Bris 
tiſches Reich, 3 Frankreich, 4 Italien, 5 Japan. 

2 | Uffogiierte Mächte: 1 Belgien, 2 Bolivien, 3 Braſilien, 
4 China, 5 Ekuador, 6 Griechenland, 7 Guatemala, 8 Haiti, 
9 Hedſchas, 10 Honduras, 11 Kuba, 12 Liberia, 13 Nikaragua, 
14 Panama, 15 Südſlavien, 16 Peru, 17 Polen, 18 Portugal, 
19 Rumänien, 20 Siam, 21 Tſchechoflowakei, 22 Uruguay. 


Einleitung.) 


Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britiſche Reich, 
Frankreich, Italien und Japan, 

die in dem gegenwärtigen Vertrage als die alliierten 
und aſſoziierten Haupt mächte bezeichnet ind, 
Belgien, Bolivien, Brafilien, China, Cuba, Ecuador, 
Griechenland, Guatemala, Haiti Hedſchas, Honduras, Liberia, 
Nicaragua, Panama, Peu, Polen, Portugal, Rumänien, 
der ſerbiſch⸗kroatiſch⸗ſloloeniſche Staat, Siam, die Tſchecho⸗ 
ſlowakei und Aruguay, ö 
die mit den obenbezeichneten Hauptmächten die alliier· 

ten und aſſoziierten Mächte bilden, 
einerf eits 


und Deutſchland | 
andererſeits 
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find in Anbetracht, 


daß auf den Antrag der Kaiserlich Deutſchen Regierung 
am 11. November 1918 Deutſchland von den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten ein Waffenſtillſtand mit dem Ziel 
demnächſtigen Friedensſchluſſes bewilligt worden iſt, 

daß die alliierten und aſſoziierten Mächte gleichfalls den 
Wunſch haben, an der Stelle des Krieges, in den ſie nach⸗ 
einander unmittelbar oder mittelbar verwickelt worden ſind 
und der in der Kriegserklärung Sſterreich-Angarns an 
Serbien vom 28. Juli 1914, in den Kriegserklärungen 
Deutſchlands an Nußland vom 1. Auguſt 1914 und an 
Frankreich vom 3. Auguſt 1914 ſowie in dem Einfall in 
Belgien feinen Arſprung hat, einen feſten, gerechten und 
dauerhaften Frieden treten zu laſſen 3 

über folgende Beſtimmungen übereingekommen: 


Mit dem Inkrafttreten des gegenwärti en Vertrags nimmt 
der Kriegszuſtand ein Ende. Von dieſem Augenblick an 
werden unter Vorbehalt der Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrags die amtlichen Beziehungen der alliierten 
und aſſoziierten Mächte mit Deutſchland und dem einen oder 
anderen der deutſchen Staaten wiederaufgenommen. 

1) „Durch die Aufzählung der Verbandsſtaaten wird die Einleitung einer 
Arkunde, die den Zweck hatte, Deutſchland zu demütigen und zu erniedrigen, 
ein Ehrendenkmal für uns. Sie beſtätigt die Tatſache, daß es 27 ver⸗ 


bündete Feinde waren, die gemeinſam das einzige Deutſchland zur Untere 
zeichnung des Friedens von Verſailles zwangen“ (Or. e 
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| Teil I 


enthält in 26 Artikeln die Völkerbundsſatzung. Deutſch⸗ 


land iſt gezwungen geweſen, dieſe Satzungen zu unterſchreiben, 
ohne urſprünglich Mitglied des Völkerbundes zu Jein?). Die zum 
Teil ſchön klingenden Worte über die hohen Aufgaben des Völfer- 
bundes ſtehen in einem ſchmerzlich berührenden Gegenſatz zu der 
rückſichtsloſen, gewalttätigen Behandlung Deutſchlands, von der 
die andern Teile des Vertragswerkes zeugen. 

Im Artikel 8 wird verſprochen, abzurüſten: 

Die Bundesmitglieder bekennen ſich zu dem Grundſatz, 
daß die Aufrechterhaltung des Friedens eine Herabſetzung der 


nationalen Rüffungen auf das Mindeſtmaß erfordert, das mit 


der nationalen Sicherheit und mit der Erzwingung inter⸗ 
nationaler Verpflichtungen durch gemeinſchaftliches Vorgehen 


vereinbar iſt. 


An drei Stellen bietet der 1. Teil die Handhabe, eine Reviſion 
des Friedensvertrages in die Wege zu leiten. Davon iſt die be- 
deutſamſte Stelle der Artikel 192 Br: 

Die Bundesverſammlung kann von Zeit zu Zeit die 
Bundesmitglieder zu einer Nachprüfung der unanwendbar 
gewordenen Verträge und ſolcher internationalen Verhältniſſe 
auffordern, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden ge · 
fährden könnte. 58 

Artikel 22 verſchleiert in hochtönenden Worten den Kolonial- 
raub, begangen an Deutſchland; Abſatz 2 führt aus: | 

Der beſte Weg, dieſen Grundſatz (der Ziviliſation) durch 


die Tat zu verwirklichen, iſt die Abertragung der Vormund⸗ : 
ſchaft über dieſe Völker (der früheren deutſchen Kolonien) an 


die fortgeſchrittenen Nationen, die auf Grund ihrer Hilfe . 
mittel, ihrer Erfahrung oder ihrer geographiſchen Lage am 


beſten imſtande ſind, eine ſolche Verantwortung auf ſich zu 


nehmen, und die hierzu bereit ſind; ſie hätten die Vormund⸗ 
ſchaft als Mandatare des Bundes und in ſeinem Namen 
zu führen. 


2) Deutſchland trat 1926 bei. Dem Völkerbund gehören u. a. nicht an: 
die Vereinigten Staaten von Amerika, Nußland, Türkei, der Kirchenſtaat. 
Gemäß der Erklärung des Reichskanzlers Adolf Hitler vom 14. Oktober 1933 
hat das Deutſche Reich ſeinen Austritt aus dem Völkerbund angemeldet 
und die Abrüſtungskonferenz verlaſſen, weil die bochgerüfteten Staaten 
ſeit 14 Jahren die feierlich gegebenen Abrüſtungsverſprechen nicht einlöſten. 
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Teil II 


jest in den Artikeln 27—30 die neuen Grenzen des 
Deutſchen Neiches feſt. Eine Aberſicht deſſen, was Deutſch⸗ 
land in Europa entriſſen worden iſt, bietet die untenſtehende 
Karte. Die neue Grenzführung hat ihre Grundlage in den 
wichtigſten Beſtimmungen des folgenden Teils. 
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Ceil III N 

behandelt in den Artikeln 31—117 die politiſchen Be⸗ 

ſtimmungen über Europa. Er gliedert ſich in 14 Ab- 

ſchnitte. Die bedeutſamſten Beſtimmungen ſin dd 
Abſchnitt I: Belgien. 

Artikel 32: Deutſchland erkennt die volle Souveränität 
Belgiens über das ganze ſtreitige Gebiet von Moresnet (das 
ſogenaunnte „Neutral⸗Moresnet“) an. 

Artikel 33: Deutſchland verzichtet zugunſten Belgiens auf 
alle Rechte und Anſprüche auf das weſtlich der Straße 
Lüttich⸗Aachen liegende Gebiet von Preußiſch⸗Moresnet. 
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Artikel 34: Deutſchland verzichtet außerdem zugunſten Bel⸗ 
giens auf alle Rechte und Anſprüche auf das geſamte Gebiet 
der Kreiſe Eupen und Malmedy. f | | 

Während ſechs Monaten nach Inkrafttreten des gegen⸗ 
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drücken, daß dieſe Gebiete ganz oder teilweiſe unter deutſcher 
Souveränität verbleiben. 

Es iſt Sache der belgiſchen Regierung, das Ergebnis dieſer 
Außerung zur Kenntnis des Völkerbunds zu bringen, deſſen 
. anzunehmen ſich Belgien verpflichtet. 


Artikel 35: Ein Ausſchuß von ſieben Mitgliedern ent 
ſcheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entſcheidungen ſind für 
die Beteiligten bindend“). 


Abschnitt II: Luxemburg. 
Artikel 40: Oeutſchland verzichtet hinſichtlich des Groß⸗ 


herzogtums Luxemburg auf die Geltendmachung aller Be⸗ 


ſtimmungen, die zu ſeinen Gunſten in den Verträgen vom 
8. Februar 1842, 2. April 1847, 20.25. Oktober 1865, 
18. Auguſt 1866, 21. Februar und 11. Mai 1867, 10. Mai 
1871, 11. Juni 1872 und 11. November 1902 ſowie in allen 
an die genannten Verträge ſich anſchließenden Abereinkommen 
enthalten ſind. 


Deutſchland erkennt an, daß das Großherzogtum Luxem⸗ 
burg mit dem 1. Januar 1919 aufgehört hat, dem deutſchen 
Zollverein anzugehören, verzichtet auf alle Rechte bezüglich 
des Eiſenbahnbetriebes, ſtimmt der Aufhebung der Neutra 
liſierung des Großherzogtums zu und nimmt im voraus alle 
internationalen Vereinbarungen an, die von den alliierten 
und aſſoziierten Mächten hinſichtlich des Großherzogtums ge⸗ 
ſchloſſen werden. 


3) „Das Ergebnis dieſer Verzerrung des Gedankens der Selbſtbeſtim— 


mung liegt inzwiſchen vor; angeſichts der belgiſchen Bedrückungen hatten 


nur wenige hundert Einwohner Einzeichnung in die Liſten gewagt. Die 
tatſächliche Verfälſchung ſelbſt dieſes unzulänglichen Verfahrens iſt welt— 
kundig geworden. Trotzdem entſchied der Völkerbund — auf Grund einer 
durch den Vertreter Braſiliens vorgenommenen Prüfung —, daß die 
Gebiete Belgien zuzuſchlagen ſeien. Hierbei wurde auch noch — gegen den 
Vertrag — die 21 Kilometer lange Bahn Raaren— Kalterherberg im Kreiſe 
Monſchau mit 7500 Hektar und 2000 Einwohnern deutſcher Nationalität 
entriſſen. Die abgetretenen Gebiete ſind reich an wertvollen Zinkerzen und 
Wäldern; außerdem befand ſich in ihnen das große deutſche Militärlager 
Elſenborn“ (Roſenbaum). Mit Eupen-Malmedy iſt uns ein Stück Land 
entriſſen worden, das, wie auch Elſaß-Lothringen, bereits im Jahre 870 
durch den Vertrag von Merſen zu Deutſchland gekommen war. 
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Abſchnitt III: Linkes Rheinufer. 


Artikel 42: Es iſt Deutſchland unterſagt, auf dem linken 
Afer des Nheines und auf dem rechten Afer weſtlich einer 
50 km öſtlich des Stromes verlaufenden Linie Befeſtigungen i 
beizubehalten oder anzulegen. 


Artikel 43: Ebenſo iſt in der im Artikel 42 bezeichneten 
Zone die ſtändige oder zeitweiſe Unterhaltung oder Samm⸗ 
lung von Streitkräften unterſagt. Das gleiche gilt für jed⸗ 
wede militäriſchen Abungen und die Beibehaltung aller 
materiellen Vorkehrungen für eine Mobilmachung. 


Artitel 44: Jeder etwaige Verſtoß Deutſchlands gegen die 
Beſtimmungen der Artikel 42 und 43 gilt als eine feindſelige 
Handlung gegen die Signaturmächte des gegenwärtigen Ver⸗ 

trags und als Verſuch einer Störung des Weltfriedens. 


Abſchnitt IV: Saarbecken. 


Artikel 45: Als Erſatz für die Zerſtörung der Kohlengruben 
in Nordfrankreich und als Anzahlung auf den Betrag der 
von Deutſchland geſchuldeten Wiedergutmachung der Kriegs- 
ſchäden tritt Deutſchland das volle und unbeſchränkte, völlig 
ſchulden⸗ und laſtenfreie Eigentum an den Kohlengruben im 
Saarbecken, wie es im Artikel 48 abgegrenzt iſt, mit dem aus⸗ 
ſchließlichen Ausbeutungsrecht an Frankreich ab. 

Artikel 49: Deutſchland verzichtet zugunſten des Völker⸗ 
bundes, der inſoweit als Treuhänder gilt, auf die Negierung 
des obenbezeichneten Gebietes. 

Nach Ablauf einer Friſt von 15 Jahren nach Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrages ſoll die Bevölkerung dieſes Ge- 
bietes darüber eutſcheiden, unter welche Souveränität fie zu 
treten wünſcht. 

Dem Abſchnitt IV iſt eine Anlage beigefügt, die „als untrenn- 
barer Beſtandteil des gegenwärtigen Vertrags gilt und die 
Deutſchland gutgeheißen erklärt“ (Artikel 50). Aus der Anlage 
ſind die folgenden Abſätze beſonders merkenswert: 


§ 12: Die Einführung ſolcher Arbeiter, die nicht aus dem 
Saarbecken ſtammen und ihre Verwendung in den Gruben 
oder ihren Nebenanlagen unterliegt keiner Beſchränkung. 
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§ 14: Der frauzöfiiche Staat kaun jederzeit als Neben⸗ 
anlagen der Gruben Volksſchulen oder techniſche Schulen für 
das Perſonal und die Kinder des Perſonals gründen und 
unterhalten und den Auterricht darin in franzöſiſcher Sprache 
nach einem von ihm feſtgeſetzten Lehrplan durch von ihm aus- 
gewählte Lehrer erteilen laſſen. 


§ 35: Der Völkerbund entſcheidet unter Berückſichtigung 
des durch die Volksabſtimmung (ſiehe Artikel 49) ausge⸗ 
drückten Wunſches darüber, unter welche Souveränität das 
Gebiet zu ſtellen iſt. 

S 36: Beſchließt der Völkerbund die Vereinigung des 
ganzen Saarbeckens oder eines Teils mit Deutſchland, ſo hat 
Deutſchland die Eigentumsrechte Frankreichs an den in dieſem 


or, 
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a Preiſe e 


Abſchnitt V: Elſaß⸗ Lochringen! | 


Artikel 51: Die infolge des Verſailler Vorfriedeus vom 
26. Februar und des Frankfurter Friedens vom 10. Mai 
1871 an Deutſchland abgetretenen Gebiete fallen mit Wirkung 
vom Zeitpunkte des Waffenſtillſtandes vom 11. November 
1918 ab unter die franzöſiſche Souveränität). 


Artikel 55: Die im Artikel 51 bezeichneten Gebiete fallen 
an Frankreich frei und ledig von allen öffentlichen Schulden 
. . . zurück. 


Artikel 56: ... alles Gut und Eigentum des Deutſchen | 

Reiches oder der deutſchen Staaten, das in den im Artikel 51 
bezeichneten Gebieten liegt, geht ohne Bezahlung oder Gut ⸗ 
ſchrift in franzöſiſchen Beſitz über. 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf alles bewegliche und 
unbewegliche Gut öffentlichen oder privaten Staatseigentums 
ſowie die Nechte jeder Art, die dem Reich oder den deutſchen 
Staaten oder ihren Verwaltungsbezirken zuſtanden. 


Das Gut der Krone und das Privateigentum des vor⸗ 
maligen Kaiſers oder vormaliger deutſcher Herrſcher ſteht dem 
Staatsgut gleich. 


Artikel 70: Es beſteht Einverſtändnis, daß die franzöſiſche 
Regierung das Recht behält, in Zukunft in den im Artikel 51 
bezeichneten Gebieten jegliche neue deutſche Beteiligung 


2) Wenn Frankreich die Gruben des Saarbeckens als Erſatz für den 
Förderausfall im Kohlengebiet Nordfrankreichs verlangt hat, jo kann dazu 
geſagt werden, daß dieſer Ausfall bereits von dem Jahre 1923 ab durch die 

lusbeute der lothringiſchen Gruben faſt vollſtändig wettgemacht worden iſt. 
Die deutſchen Saargruben förderten 1913 12,22 Millionen Tonnen, das 
waren 6,28 Prozent der deutſchen Geſamtförderung. 

Die Saarbevölkerung umfaßt rund 700000 Menſchen, von denen 
99 Prozent deutſch ſind und deutſch ſprechen. Das berechtigt zu der Hoff— 
nung: Deutſch die Saar — immerdar! 

5) Es iſt ohne Zweifel, daß die entriſſenen Gebiete vorwiegend deutſchen 
Charakter haben. Von den 1870 000 Perſonen der Volkszählung von 1910 
gaben 1634 000 das Deutſche, 204000 das Franzöſeſcſe als ihre Mutter: 
ſprache an. 


12 


1. an der Verwaltung oder Ausnutzung des öffentlicher 
Eigentums und der öffentlichen Anſtalten, wie Eiſen⸗ 
bahnen, Schiffahrtsſtraßen, Waſſer⸗, Gas- und Elek⸗ 
trizitätsverſorgung uſw.; 


2. an dem Eigentum der Gruben und Steinbrüche aller 
Art und der damit zuſammenhängenden Betriebe; 


57 endlich an den Hüttenwerken, auch wenn ihr Betrieb in 
keiner Weiſe mit dem einer x Grube in Verbindung ſteht, 


zu 8 


Abſchnitt VI: Sſterreich. 


Artikel 80: Deutſchland erkennt die Unabhängigkeit Sſter⸗ 
reichs in den durch Vertrag zwiſchen dieſem Staate und den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten feſtzuſetzenden Gren⸗ 
zen an und verpflichtet ſich, ſie unbedingt zu achten; Deutſch⸗ 
land erkennt an, daß dieſe Anabhängigkeit unabänderlich iſt, 
es ſei denn, daß der Nat des Völkerbundes einer Abänderung 
zuſtimmmt ). 


Abschnitt; VII: Tſchechoſlowakei. 


In den 6 Artikeln (81—86) treten zwei Gedanken beſonders 
hervor. Deutſchland erkennt (Artikel 81) die vollſtändige Unab- 
hängigkeit der Tſchechoſlowakei an, in der 3 Millionen Deutſche 
wohnen. Es tritt, ohne daß ein Befragen der Bevölkerung er— 
folgt, einen Teil des Kreiſes Ratibor (das Hultſchiner Land) an 
die Tſchechoſlowakei ab (Artikel 83). 


6) Der Artikel richtet ſich gegen den Anſchlußgedanken. Am 30. Januar 
1919 hatte der Staatsrat von Deutſch⸗Oſterreich einſtimmig einen Geſetz⸗ 
entwurf angenommen, der Deutſch-Oſterreich als Glied des Deutſchen 
Reiches erklärte. Dieſen Beſchluß beſtätigte die deutſche Nationalverfamm- 
lung in Weimar am 21. Februar 1919 und ſah im Art. 61 der Deutſchen. 
Reichsverfaſſung vor: „Deutſch-Oſterreich erhält nach feinem Anſchluß an 
das Deutſche Reich das Recht der Teilnahme am Reichsrat, mit der feiner 
Bevölkerung entſprechenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die Vertreter 
Deutſch⸗Oſterreichs beratende Stimme.“ Darüber zur Rede geſtellt, hat 
Deutſchland in einem Protokoll vom 22. September 1919 in Verſailles die 
Angültigkeit von Art. 61 Abſ. 2 erklären müſſen. Selbſtbeſtimmungsrecht 
der Völker! 
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Das Anrecht am Hultſchmer Sändchen | 


An Polen 
abgetrenntes 
Sediet 


£ "ich Br 
Meinl 045 * 5 dern 


Es haben dei ger parlamen two geftimmt 

o Deutfch 16243 O Tſchechiſch 7570 g 
4 Deutfcher Privatunterricht 

2 Öffentlich deutiche Schulen 

0 Kinder befuchen deutſche Schulen 7 


thechoflonakei hal das einheitliche Hultichiner / 
Den en 3errißen und aus T. Fchechift ierungsgründen Fan Aultfchin 
l dem Verwaltungsbezirk Troppau Sand zugeteilt I SL De 
sugefchlagen 48 


2 dem Dermaltungsbezirk Haliſchin zugeteilt 
Abſchnitt VIII: Polen. 

Artikel 87: Deutſchland erkennt, wie die alliierten und 
aſſoziierten Mächte es bereits getan haben, die völlige An⸗ 
abhängigkeit Polens an und verzichtet zugunſten Polens auf 
alle Nechte und Anſprüche auf das Gebiet, das begrenzt wird 
durch die Oſtſee, die Oſtgrenze Deutſchlands, wie ſie im 
Artikel 27 Teil TI des gegenwärtigen Vertrages feſtgelegt 
Mars 

Artikel 88: In dem Teile Oberſchleſiens, der innerhalb der 
nachſtehend beſchriebenen Grenzen gelegen iſt, werden die Ein⸗ 
wohner berufen, im Wege der Abſtimmung kundzugeben, ob 
ſie mit Deutſchland oder Polen vereinigt zu werden wünſchen. 

Die Abſtimmung wird in einer Anlage näher beſtimmt. Dar- 
aus ſind merkenswert: | 

§ 1: Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags, und 
zwar längſtens binnen zwei Wochen, haben die deutſchen 
Truppen und die deutſchen Behörden, die von dem in S 2 
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genannten Ausſchuß bezeichnet werden, die Zone, in dor die 
Volksabſtimmung ſtattfindet, zu räumen 


S 2: Die Zone der Volksabſtimmung wird unverzüglich 
einem internationalen Ausſchuß von vier Mitgliedern unter⸗ 
ſtellt, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika, Frank⸗ 


Die Zerreißung Oberſchleſiens 


Abftimmung unb Grenzziehung am 1. Juli 1922 1 505 zuende were 
. 2 „5 l Opderichtefi ien. b | A ee Ä 
Alſenbahn 


0 b 
für Boten. geſt kunt 


Aue Reichsgrerge Neve RKeichsgrenze 


reich, das Britiſche Reich und Italien ernannt werden. Sie 
wird von den Truppen der alliierten und aſſoziierten Mächte 
beſetzt. Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, die Beför⸗ 
derung dieſer Truppen nach Oberſchleſien zu ermöglichen. 


§ 3: Der Ausſchuß beſitzt außer in geſetzgeberiſcher oder 
ſteuerlicher Hinſicht alle Befugniſſe der deutſchen oder 
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preußiſchen Negierung. Außerdem tritt er an Stelle der 
Negierung der Provinz oder . Regierungs bezirks). 


Abſ chnitt IX: Oſtpreußen. 


Artikel 94: In der Zone zwiſchen der Südgrenze Oſt⸗ 
preußens, wie ſie im Artikel 28 Teil II (Deutſchlands Grenzen) 


Oſtpreußens Gefahrenlage 


ee 


ehem Oftpreußen 

dasdon abgetrennt 
Chem. Weſtpreußen 
davon abgelrennt 


7) Die Abſtimmung fand am 20. März 1921 ſtatt. Es ſtimmten 


707 393 Perſonen für Deutſchland, 
479 365 m „ Polen. 


Das ſind rund 60 Prozent für Deutſchland, alſo eine klare Mehrheit trotz 
des polniſchen Terrors. Der Oberſte Nat der Alliierten zögerte, daraus 
den allein möglichen Entſcheid zu treffen. Da brach ein Aufſtand der Polen 
aus, der, wie von engliſchen und italieniſchen Beamten feſtgeſtellt worden 
iſt, von den Vertretern Frankreichs heimlich unterſtützt wurde. Anfangs 
von Erfolg, ſcheiterte der Auſſtand dann am Widerſtande der Deutſchen. 
Nun kam der Entſcheid. Er fiel zu Angunſten von Deutſchland aus. Auch 
in Oberſchleſien iſt dem deutſchen Volke bitteres Anrecht zugefügt worden. 
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des gegenwärtigen Vertrages bezeichnet iſt, und der nach⸗ 
ſtehend beſchriebenen Linie werden die Einwohner berufen, im 
Wege der Abſtimmung zu erklären, mit welchem Staate ſie 
vereinigt zu werden wünſchen'). 


Abſchnitt X: Memel. 


Artikel 99: Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und Anſprüche 
auf die Gebiete zwiſchen der Oſtſee, der .. Nordoſtgrenze 
Oſtpreußens und den alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenzen. 


Deutſchland verpflichtet ſich, die von den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten hinſichtlich dieſer Gebiete, insbe⸗ 


1 


nue Reichsgrenie A Neue Neichsgrenze 


8) Die Abſtimmung in der oſtpreußiſchen Zone ſowie in dem Teil Weſt⸗ 
preußens öſtlich vom Weichſelkorridor erfolgte gemeindeweiſe am 11. Juli 
1920 und offenbarte ein klares Bekenntnis für Deutſchland mit folgendem 
Ergebnis: 

| Weſtpreußen | 
für Deutſchland 96 895 Stimmen = 92,8 Prozent 


„ Polen ö 7 947 Pin 8 ou 


Oſtpreußen f 
für Deutſchland 363 159 Stimmen = 1695 Gemeinden 


„ Polen ö 7924 7. = 9 [7 


fondere über die Staatsangehörigkeit der Einwohner ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen anzuerkennen“). 


Abſchnitt XI : Freie Stadt Danzig. 


Artikel 100: Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und Anſprüche 
auf das Gebiet, das von den nachſtehend angegebenen Gren⸗ 
zen umſchloſſen wird. 

Artikel 102: Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte 
verpflichten ſich, die Stadt Danzig nebſt dem im Artikel 100 
bezeichneten Gebiet als Freie Stadt zu begründen; ſie tritt 
unter den Schutz des Völkerbunds. 

Artikel 104: Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte 
verpflichten ſich, ein Abereinkommen zwiſchen der polniſchen 
Regierung und der Freien Stadt Danzig zu vermitteln, das 
mit der Begründung der Freien Stadt Danzig in Kraft 
treten und den Zweck haben ſoll: 


1. die Freie Stadt Danzig in das polniſche Zollgebiet auf⸗ 
zunehmen und die Einrichtung einer Freizone im Hafen 
in die Wege zu leiten; 

2. Polen die freie Benutzung und den Gebrauch der 
Waſſerſtraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen und 
der ſonſtigen im Gebiete der Freien Stadt belegenen, 
für die Ein⸗ und Ausfuhr Polens notwendigen An⸗ 
1 ohne irgendwelche Einſchränkung zu gewähr⸗ 
eiſten; 

3. Polen die Aberwachung und Verwaltung der Weichſel 
ſowie des geſamten Eiſenbahnnetzes innerhalb der 
Grenzen der Freien Stadt, mit Ausnahme der 


9) Das Memelgebiet iſt unbeſtritten deutſch nach Abſtammung und 
Sprache ſeiner Bewohner. Von dieſen iſt der Wunſch nach Abtrennung 
nicht geäußert worden. „Das Memelland iſt meine Heimat. Niemals, 
ſolange ich zurückdenken kann, hat dort irgend jemand etwas anderes 
gewußt, als daß wir zu Deutſchland gehören. Es gab auch ein paar alte 
Leute, die noch litauiſch ſprachen. Am des Himmels willen aber wollten 
auch ſie nicht mit den Szamiten jenſeits der Grenze auf eine Stufe geſtellt 
werden. Deutſchland iſt nicht gefragt worden, ob es dies Memelgebiet, 
das es nicht äußerlich, ſondern im beſten Sinne innerlich erobert hat, 
hergeben will. Zugegeben! Daß aber wir Memelländer nicht gefragt 
wurden, ob wir von SEN weg wollten, iſt unfaßlich“ (Frau 
E. Brönner, früher M. d. R.). 
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87 


Straßenbahnen und der ſonſtigen in erſter Linie den 
Bedürfniſſen der Freien Stadt dienenden Bahnen, 
ferner die Überwachung und Verwaltung des Poſt⸗, 
Draht⸗ und Fernſprechverlehrs zwiſchen Polen und 
dem Hafen von Danzig zu gewährleiſten; 

Polen das Recht zum Ausbau und zur Verbeſſerung 
der Waſſerſtraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen, 
Eiſenbahnen und der ſonſtigen vorerwähnten Anlagen 
und Verkehrsmittel zu gewährleiſten, ſowie das Recht 
zur Miete oder zum Ankauf des dazu erforderlichen Ge⸗ 
ländes und Eigentums zu angemeſſenen Bedingungen; 
Vorſorge zu treffen, daß in der Freien Stadt Danzig 
keinerlei unterſchiedliche Behandlung der Bevölkerung 
zum Nachteil der polniſchen Staatsangehörigen und 
anderer Perſonen polniſcher Herkunft oder polniſcher 
Zunge ſtattfindet; 

der polniſchen Regierung die Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig ſowie den 
Schutz ihrer Staatsangehörigen im Ausland zu über⸗ 
tragen. 


Danzig ed 


D ßela 


— 
dba Y Beuel rwaßfer 
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Artikel 107: Alles Gut des Deutſchen Reiches oder der 
deutſchen Staaten, das im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
liegt, geht auf die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte über, 
um von dieſen, nach gerechtem Ermeſſen, an die Freie Stadt 
oder den polniſchen Staat weiter abgetreten zu werden!). 


Abſchnitt XII: Schleswig. 


Artikel 109: Die Grenze zwiſchen Deutſchland und Däne⸗ 
mark wird in Abereinſtimmung mit dem Wunſche der Be⸗ 
völkerung feſtgeſetzt. 

Zu dieſem Zweck wird die Bevölkerung ... berufen, ihren 
Willen durch eine Abſtimmung kundzutun!). 


25 Tine al 
\ ar | 


Schleswige . 
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10) Danzig iſt, von einer verſchwindend kleinen polniſchen Minderheit 
abgeſehen, eine rein deutſche Stadt. Die Bewohner find um ihre Meinung 
über die Neuregelung nicht gefragt worden. Auch hier iſt nicht nach dem 
Grundſatz von dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker gehandelt worden. 


11) Die Abſtimmung fand in zwei Zonen ſtatt. In der Nor dzone 
erklärten ſich am 10. Februar 1920 
für Dänemark 75 431 Stimmen = 74,2 Prozent 
„ Deutfchland 25 329 10 = 24,9 1 
Angültig waren 882 de == 09 m 
Die deutſchgeſinnten Südkreiſe der Nordzone wollten die deutſchen Ders 
treter nicht zur Nordzone gerechnet wiſſen. Sie drangen im Ausſchuß nicht 
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Abſchnitt XIII: Helgoland. 


Artikel 115: Die Befeſtigungen, militäriſchen Anlagen und 
Häfen der Inſel Helgoland und der Düne ſind unter Aber⸗ 
wachung der alliierten Hauptregierungen von der deutſchen 
Regierung auf eigene Koſten innerhalb einer von den ge- 
nannten Regierungen feſtgeſetzten Friſt zu zerſtören. 


Deutſchland darf weder dieſe Befeſtigungen noch dieſe mili⸗ 
täriſchen Anlagen wiedererrichten, auch nicht die Häfen wieder⸗ 
anlegen oder irgendein entſprechendes Werk künftig herſtellen. 


Abſchnitt XIV: Rußland und ruſſiſche Staaten. 


Artikel 116: Deutſchland erkennt die Unabhängigkeit aller 
Gebiete, die am 1. Auguſt 1914 zum ehemaligen ruſſiſchen 
Reiche gehörten, an und verpflichtet ſich, dieſe Unabhängigkeit 
als dauernd und unantaſtbar zu achten 


Die alliierten und aſſoziierten Mächte behalten ausdrücklich 
die Rechte Rußlands vor, von Deutſchland jede Wieder- 
herſtellung und Wiedergutmachung zu erhalten, die den 
Grundſätzen des gegenwärtigen Vertrages entſpricht. 


Artikel 117: Deutſchland verpflichtet ſich, die volle Gültig⸗ 
keit aller Verträge und Vereinbarungen anzuerkennen, die von 
den alliierten und aſſoziierten Mächten mit den Staaten ab⸗ 
geſchloſſen werden, die ſich auf dem Geſamtgebiete des ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Reiches, wie es am 1. Auguſt 1914 beſtand, 
oder in einem Teile desſelben gebildet haben oder noch bilden 
werden. Deutſchland verpflichtet ſich ferner, die Grenzen dieſer 
Staaten ſo, wie ſie danach feſtgeſetzt werden, anzuerkennen. 


durch. In den Kreiſen erklärten ſich 6735 für Deutſchland, 5658 für Däne⸗ 
mark. Dies Stück iſt Deutſchland entriſſen. Die Südzone brachte bei 
der Abſtimmung am 14. März 1920 ein klares Bekenntnis für Deutſchland. 
Es wurden gezählt: 


für Deutſchland 51 724 Stimmen = 80 Prozent 
„ Dänemark 12 800 PN U 
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Teil IV 


behandelt: Deutſche Rechte und Intereffen BE 
halb Deutſchlands. 


Artikel 118: Außerhalb ſeiner Grenzen in Europa, wie ſie 
durch den gegenwärtigen Vertrag feſtgeſetzt worden ſind, ver⸗ 
zichtet Deutſchland auf ſämtliche Rechte, Anſprüche und Vor⸗ 
rechte auf und in bezug auf alle ihm oder ſeinen Verbündeten 
gehörenden Gebiete ſowie auf alle Rechte, Anſprüche und 
Vorrechte, die ihm aus irgendwelchem Grunde den alliierten 
und aſſoziierten Mächten gegenüber bislang zuſtanden. 


Deutſchland verpflichtet ſich bereits jetzt, die Maßnahmen 
anzuerkennen und gutzuheißen, die von den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten, gegebenenfalls mit dritten Mächten, 
zur Regelung der ſich aus der vorſtehenden Beſtimmung er⸗ 
gebenden Folgen getroffen ſind oder noch werden. 


Insbeſondere erklärt ſich Deutſchland mit den Beſtim⸗ 
mungen der nachfolgenden, ſich auf einige beſondere Sean 
Kanne e Artikel einverſtanden. | 


Abſchnitt 1: Deutſche Kolonien. 


Artikel 119: Deutſchland verzichtet zugunſten der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte auf alle ſeine Rechte und An⸗ 
ſprüche bezüglich ſeiner überſeeiſchen Beſitzungen. 


Artikel 120: Alle Nechte beweglicher und unbeweglicher 
Art, die in dieſen Gebieten dem Deutſchen Reich oder irgend⸗ 
einem deutſchen Staate zuſtehen, gehen auf die Regierung 
über, unter deren behördliche Gewalt dieſe Gebiete treten. 

In den Abſchnitten II- VIII (Artikel 128—158) verzichtet 
Deutſchland, entſprechend der allgemeinen Formel von Artikel 118 
auf Gebiete bzw. Nechte in anderen Ländern. Es genüge, die 
Länder zu nennen und nur beſondere Fälle hervorzuheben. 
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Chem. beulſche Kolonien 
Nil Englifcher Beſitz 

= Franzölifcher Befitz 
7. Belgifcher Befitz 

NN Japanischer Befitz 


Deutſchlands geraubte Kolonien. 


Abſchnitt II: China. 
Deutſchland verzichtet auf ſeine Niederlaſſungen in Hankau und 


Tientſin. 
Abſchnitt III: Siam. 


Abſchnitt IV: Liberia. 


Deutſchland verzichtet auf fein vertragliches Recht, an der Ver— 
waltung Liberias teilzunehmen. 
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Abſchnitt V: Marokko. 


Deutſche Anſiedler werden rechtlich der „völligen Handlungs- 
freiheit der ſcherifiſchen Regierung“ unterworfen. 


Abſchnitt VI: Agypten. 
Deutſchland erkennt das engliſche Protektorat über Agypten an. 


Abſchnitt VII: Türkei und Bulgarien. 
Hier verzichtet Deutſchland auf jegliche Rechte nicht ügunſten 
der beiden genannten Länder, ſondern der alliierten und aſſozi⸗ 
ierten Mächte. 
Abſchnitt VIII: Schantung. 


Deutſchland tritt ſeine e nicht an China, N an 
Japan ab. | 


Zeil V 


enthält: Beſtimmungen ü ber eanvheer, Seemacht 
und Luftfahrt. 


Am die Einleitung einer Ai en Nüſtungsbeſchränkung 
aller Nationen zu ermöglichen, verpflichtet ſich Deutſchland, 
die im folgenden niedergelegten Beſtimmungen über das Land⸗ 
heer, die Seemacht und die Luftfahrt genau innezuhalten. 


Abſchnitt I: Das Landheer. 
Artikel 160: Späteſtens am 31. März 1920 darf das 


deutſche Heer nicht mehr als ſieben Jufanterie ⸗ und drei 


Kavallerie⸗Diviſionen umfaſſen. 

Von dieſem Zeitpunkt ab darf die geſamte Iſtſtärke des 
Heeres .. nicht mehr als 100 000 Mann, einſchließlich der 
Offiziere und der Depots, betragen. Das Heer iſt nur für die 
Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutſchen Gebietes und 
zur Grenzpolizei beſtimmt. 

Der deutſche große Generalſtab und alle anderen ähnlichen 
Formationen werden wages und dürfen unter keiner Geſtalt 
neu gebildet werden. 
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Artikel 168: Die Anfertigung von Waffen, Munition und 
Kriegsgerät aller Art darf nur in Werkſtätten und Fabriken 
ſtattfinden, deren Lage den Negierungen der alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächte zur Kenntnisnahme mitgeteilt und 
von ihnen genehmigt worden iſt. Dieſe Negierungen behalten 
ſich vor, die Zahl der Werkſtätten und Fabriken zu beſchränken. 


Obige Karte berückſichtigt nur die Landſtreitkräfte. In ähn⸗ 
N licher Weiſe iſt Deutſchland auch zur See benachteiligt. 
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Artikel 170: Die Einfuhr von Waffen, Munition und 
Kriegsgerät jeder Art nach Deutſchland iſt ausdrücklich ver⸗ 
boten. 

Dasſelbe gilt für Anfertigung und Ausfuhr von Waffen, 
Munition und Kriegsgerät jeder Art für fremde Länder. 


Artikel 171: Mit Rückſicht darauf, daß der Gebrauch von 
erſtickenden, giftigen oder ähnlichen Gaſen, ſowie von allen 
derartigen Flüſſigkeiten, Stoffen oder Verfahrensarten ver⸗ 
boten iſt, wird ihre Herſtellung in Deutſchland und ihre Ein⸗ 
fuhr ſtreng unterſagt. 

Dasſelbe gilt für alles Material, das eigens für die Her⸗ 
ſtellung, die Aufbewahrung oder den Gebrauch der genannten 
Erzeugniſſe oder Verfahrensarten beſtimmt iſt. 

Desgleichen tft die Herſtellung von Pauzerwagen, Tanks 
oder irgendwelchen anderen ähnlichen Vorrichtungen, die 
Kriegszwecken dienen können, in Deutſchland verboten, ebenſo 
deren Einfuhr nach Deutſchland. 

Artikel 172: Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags hat die deutſche Regierung den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten Beſchaffenheit und 
Herſtellungsart aller Spreng- und Giftſtoffe oder anderen 
chemiſchen Präparate, die von ihr im Laufe des Krieges an⸗ 
gewendet oder zu dieſer Verwendung vorbereitet worden find, 
mitzuteilen. 

Artikel 173: Die allgemeine Wehrpflicht wird in Deutſch⸗ 
land abgeſchafft. 

Das deutſche Heer darf nur im Wege freiwilliger Ver⸗ 
pflichtung aufgeſtellt und ergänzt werden. 

Artikel 174: Anteroffiziere und Gemeine verpflichten ſich 
für eine ununterbrochene Dauer von zwölf Jahren. 

Artikel 177: Anterrichtsanſtalten, Hochſchulen, Krieger⸗ 
vereine, Schützengilden, Sport⸗ und Wandervereine, über⸗ 
haupt Vereinigungen jeder Art, ohne Nückficht auf das Alter 
ihrer Mitglieder, dürfen ſich nicht mit militäriſchen Dingen 
befaſſen. 

Es iſt ihnen namentlich unterſagt, ihre Mitglieder im 
Waffenhandwerk oder im Gebrauch von Kriegswaffen aus⸗ 
zubilden oder zu üben oder ausbilden oder üben zu laſſen. 
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Dieſe Vereine, Geſellſchaften, Anterrichtsanſtalten und 
Hochſchulen dürfen in keinerlei Verbindung mit dem Kriegs- 
ntiniſterium oder irgendeiner anderen en Behörde 
ſtehen. 


Artikel 178: Alle e oder ſolche, 
die auf eine Mobilmachung hinzielen, ſind unterſagt. 


In keinem Falle dürfen bei Truppenteilen, Behörden oder 
Stäben Stämme für Ergänzungsformationen vorhanden ſein. 


Artikel 179: Die alliierten und aſſoziierten Mächte verein⸗ 
baren ihrerſeits vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver⸗ 
trags an, keinen Reichsdeutſchen in ihr Heer, ihre Flotte oder 
ihre Luftſtreitkräfte einzureihen oder zur Förderung der mili⸗ 
täriſchen Ausbildung in ein Zugehörigkeitsverhältnis zu ihnen 
treten zu laſſen, überhaupt keinen Reichsdeutſchen als Lehrer 
im Heer-, Marine⸗ oder Luftfahrweſen anzuſtellen. 

Von dieſer Beſtimmung bleibt jedoch das Recht Frank⸗ 
reichs, die Mannſchaft ſeiner Fremdenlegion gemäß den 
franzöſiſchen militäriſchen Geſetzen und e zu er⸗ 
gänzen, unberührt. 5 


Artikel 180: Alle befeſtigten Anlagen, Feſtungen und feſten 
Plätze zu Lande, die auf deutſchem Gebiet weſtlich einer Linie 
in 50 Kilometer Abſtand öſtlich des Nheins liegen, werden 
abgerüſtet und geſchleift. 

Die Anlage jeder neuen Befeſtigung, gleichviel welcher Art 
und Wichtigkeit, iſt in der im erſten Abſatz dieſes Artikels 
bezeichneten Zone verboten). 


Abſchnitt II: Die Seemacht. 


Artikel 181: Nach Ablauf einer Friſt von 2 Monaten 
nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages dürfen die 
deutſchen Seeſtreitkräfte im Dieunſt höchſtens betragen: 


112) Das eee Deutſchlands zu ſeinen Nachbarn zeigt das 
Schaubild „Deutſchlands Abrüſtung und die Rüſtung 
feiner Nachbarn“ auf Seite 25 
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6 Schlachtſchiffe der Deutſchland⸗ oder Lothringen ⸗Klaſſe ), 
6 kleine Kreuzer, 12 Zerſtörer, 12 Torpedoboote oder eine 
kleine Anzahl von Erſatzſchiffen der im Artikel 190 vor⸗ 
geſehenen Bauart. 

Es darf kein Anterwaſſerfahrzeug darunter ſein. 


Artikel 183: Nach Ablauf der Friſt von 2 Monaten nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages darf die geſamte 
Kopſſtärke der deutſchen Kriegsmarine, Offiziere und Per⸗ 
ſonal aller Grade und Gattungen eingeſchloſſen, 15 000 Mann 
nicht überſteigen. 


Artikel 185: Binnen 2 Monaten nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages ſind die nachſtehend aufgeführten 
deutſchen Aberwaſſerkriegsſchiffe den Regierungen der 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte in den durch dieſe 
Mächte zu beſtimmenden alliierten Häfen auszuliefern“). 


Artikel 190: Es iſt Deutſchland unterſagt, irgendwelche 
Kriegsſchiffe zu bauen oder zu erwerben, es ſei denn zum 
Erſatz der durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 181) 
vorgeſehenen in Dienſt geitellten Einheiten. 

Die vorerwähnten Erſatzbauten dürfen keine größere 
a enten haben alas 

10 000 Tonnen für die Schlachtſchiffe, 
6 000 er „ „ kleinen Kreuzer, 
800 1 „ „ Zerſtörer, 
200 z „ „ Torpedoboote. 

Artikel 195: Damit allen Nationen völlig freier Zutritt 
zur Oſtſee geſichert wird, darf Deutſchland in der Zone 
zwiſchen 55° 27“ und 54900“ nördlicher Breite und 9 00’ 
und 160 00 öſtlicher Länge von Greenwich keine Be⸗ 
feſtigungen anlegen und keine die Seewege zwiſchen Nordſee 
und Oſtſee beherrſchenden Geſchütze aufſtellen. Die Be⸗ 
feſtigungen, die zur Zeit in dieſer Zone vorhanden ſind, ſind 
zu ſchleifen und die Geſchütze unter Aufſicht der alliierten 
Mächte und in den von ihnen feſtgeſetzten Friſten zu entfernen. 


13) Die Schiffe der Deutſchland⸗Klaſſe wurden in den Jahren 1904-1905 
erbaut. Bei dem raſchen Fortſchritt der Technik iſt die Bauart jener Schiffe 
längſt überholt. 


14) Scapa Flow! 
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Die Gefahrenlage des deutſchen Oſtens 


Abſchnitt III: Die Luftſtreitkräfte. 


Artikel 188: Deutſchland darf Luftſtreitkräfte weder zu 
Lande noch zu Waſſer als Teil ſeines Heerweſens unterhalten. 


Kein Lenkluftſchiff darf beibehalten werden. 


Artikel 202: Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages iſt das ganze militäriſche und Marineluftfahrzeug⸗ 
material ... den Regierungen der alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte auszuliefern. 
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Abſchnitt IV: 
Interalliierte Aberwachungsausſchüſſe. 


Artikel 203: Alle Beſtimmungen des gegenwärtigen Ver⸗ 
trags über Landheer, Seemacht und Luftfahrt, für deren 
Durchführung eine zeitliche Grenze feſtgeſetzt iſt, ſind von 
Deutſchland unter Aberwachung interalliierter Ausſchüſſe 
durchzuführen, die zu dieſem Zweck von den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten beſonders ernannt werden. | 


Artikel 207: Der Unterhalt und die Koſten der Aber⸗ 
wachungsausſchüſſe und die Aufwendungen, die durch ihre 
Tätigkeit veranlaßt werden, fallen Deutſchland zur Laſt. 


Am 31. Januar 1927 verließ die Interalliierte Militärkontroll⸗ 
kommiſſion Deutſchland. Doch beſagt 

Artikel 213: Solange der gegenwärtige Vertrag in Kraft 
bleibt, verpflichtet ſich Deutſchland, jede Anterſuchung zu 
dulden, die der Rat des Völkerbundes mit Mehrheitsbeſchluß 
für notwendig erachtet. 


Teil VI 
behandelt in den Artikeln 214—226 in zwei Abſchnitten: Kriegs- 
gefangene und Grabſtätten. 

Der 1. Abſchnitt hat im weſentlichen nur noch geſchichtlichen 
Wert. Auch hier zeigt ſich die unterſchiedliche Behandlung der 
beiden Partner. Die Heimſchaffung der deutſchen Gefangenen 
brauchte nicht nach der Anterzeichnung, ſondern erſt nach der 
Beſtätigung (Ratifikation) des Vertrages zu beginnen. Dennoch 
haben die Vereinigten Staaten von Amerika, England und 
Italien die deutſchen Gefangenen bald nach Anterzeichnung frei⸗ 
gelaſſen. Frankreich hingegen nahm ſich Zeit; es begann ab 
Anfang 1920 mit der Heimſendung. 5 


Zum 2. Abſchnitt: = 


Artikel 225: Die alliierten und aſſ oziierten Regierungen 
und die deutſche Regierung werden dafür Sorge tragen, daß 
die Grabſtätten der auf ihren Gebieten beerdigten Heeres 
und Marineangehörigen mit Achtung behandelt und inſtand 
gehalten werden. 
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Seil VII 
behandelt in den Artikeln 227—230 Strafbeftimmungen. 

Darin lautet von den beiden wichtigſten Artikeln der An⸗ 
fang ſo: 

Artikel 227: Die alliierten und aſſoziierten Mächte ſtellen 
Wilhelm II. von Hohenzollern, vormaligen Kaiſer von Oeutſch⸗ 
land, wegen ſchwerſter Verletzung des internationalen Sitten⸗ 
geſetzes und der Heiligkeit der Verträge unter öffentliche 
Anklage. 


Artikel 228: Die deutſche Regierung räumt den alliierten 
und aſſoziierten Mächten die Befugnis ein, die wegen eines 
Verſtoßes gegen die Geſetze und Gebräuche des Krieges an⸗ 
geklagten Perſonen vor ihre Militärgerichte zu ziehen“). 


Teil VIII 


der in den Artikeln 231—247 von den Wiedergutmachun⸗ 
gen (Reparationen) handelt, und 


Teil IX 


der in den Artikeln 248 —263 finanzielle Beſtimmungen 
enthält, können gemeinſam betrachtet werden. Die Grundlage 
bildet der ſogenannte Kriegsſchuldartikel: 


— 


15) Die Nationalverſammlung war zur Annahme des Friedensvertrages 
bereit unter der Bedingung, daß die Art. 227—230 fortfielen und „ohne 
jedoch damit anzuerkennen, daß das deutſche Volk der Arheber des Krieges 
ſei“. Dem ſtimmten die Alliierten nicht zu. Die Regierung der Nieder⸗ 
lande beantwortete das Anſinnen, den Kaiſer auszuliefern, mit Ernſt, 
Würde und Feſtigkeit. — Der Brief, den einige Zeit ſpäter der Führer 
der deutſchen Delegation dem Franzoſen Millerand in der gleichen An— 
gelegenheit ſandte, verdient es, auch hier wiedergegeben zu werden. „Im 
Laufe der letzten Monate habe ich den Verbandsregierungen zehnmal 
ſchriftlich und dreizehnmal mündlich in ernſteſter Weiſe die Gründe dar⸗ 
gelegt, die die Auslieferung unmöglich machen. Ich erinnere an meine 
ſtändig wiederholte Erklärung, daß ſich kein deutſcher Beamter bereit⸗ 
finden werde, in irgendeiner Weiſe an der Ausführung des Auslieferungs⸗ 
verlangens mitzuwirken. Eine ſolche Mitwirkung wäre es, wenn ich die 
Note Euerer Exzellenz an die deutſche Regierung weiterleiten wollte. Ich 
ſende ſie daher in der Anlage zurück. Freiherr von Lersner.“ Die Aus⸗ 
lieferung unterblieb. Der Fall zeigt, was erreicht werden kann, wenn 
Regierung, Vertretung und Volk einig ſind. . 
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Artikel 231: Die alliierten und aſſoziierten Regierungen 
erklären und Deutſchland erkennt an, daß Deutſchland und 
ſeine Verbündeten als Urheber für alle Verluſte und Schäden 
verantwortlich ſind, die die alliierten und aſſoziierten Regie⸗ 
rungen und ihre Staatsangehörigen infolge des Krieges, der 
ihnen durch den Angriff Deutſchlauds und ſeiner Verbün⸗ 
deten aufgezwungen wurde, erlitten haben!“). 

Daraus wird im folgenden Artikel, nach einer Einräumung in 
deſſen 1. Abſatz, dann im 2. Abſatz gefolgert: 

Artikel 232: Die alliierten und aſſoziierten Negierungen 
erkennen an, daß die Hilfsmittel Deutſchlands unter Berück⸗ 
ſichtigung ihrer dauernden, ſich aus den übrigen Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Vertrages ergebenden Verminde⸗ 
rung nicht ausreichen, um die volle Wiedergutmachung aller 
dieſer Verluſte und Schäden zu gewährleiſten. 

Immerhin verlangen die alliierten und aſſoziierten Negie- 
rungen und Deutſchland verpflichtet ſich dazu, daß alle 
Schäden wieder gutgemacht werden. 

Als Weg dazu wird angegeben in 


Artikel 233: Der Betrag der bezeichneten Schäden, deren 
Wiedergutmachung Deutſchland ſchuldet, wird durch einen 
interalliierten Ausſchuß feſtgeſetzt, der den Namen Wieder⸗ 
gutmachungsausſchuß (Neparationskommiſſion) trägt. 

Zu gleicher Zeit ſtellt der Ausſchuß einen Zahlungsplan 
auf, der die Fälligkeitszeiten und die Art und Weiſe vor⸗ 
ſchreibt, wie Deutſchland vom 1. Mai 1921 ab ſeine geſamte 
Schuld in einem Zeitraum von 30 Jahren zu tilgen hat. 

Das ſind die drei grundlegenden Artikel. Aus ihnen ergeben 
ſich die Einzelbeſtimmungen, in denen die deutſchen Leiſtungen 
geregelt werden. Dieſe Leiſtungen können in zwei Gruppen ge: 
teilt werden: in Vorleiſtungen und in ſolche, die ſich durch größere 
Zeit hindurchziehen ſollen. 


— — 


10) Dieſer Artikel iſt das Herzſtück des Vertrages, weil er die Tribut⸗ 
pflicht Deutſchlands mit der Lüge von der deutſchen Schuld am Kriegs 
ausbruch begründet. Auf der Londoner Neparationskonferenz von 1921 
erklärte der engliſche Miniſterpräſtdent Lloyd George: „Für die Alliierten 
iſt die deutſche Verantwortung für den Krieg grundlegend. Sie iſt die 
Baſis, auf der der Bau des Vertrages von Verſailles errichtet worden 
tft. Wenn dieſes Eingeſtändnis abgelehnt oder aufgegeben wird, iſt der 
Vertrag zerſtört.“ 


32 


Die Vorleiſtungen betreffend, werden nun einige Artikel 


wiedergegeben, die das Vorgehen der Alliierten kennzeichnen. 


Artikel 235: Um den alliierten und aſſoziierten Mächten 
ſchon jetzt die Wiederaufrichtung ihres gewerblichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens zu ermöglichen, bevor der endgültige Be⸗ 
trag ihrer Anſprüche feſtgeſetzt iſt, zahlt Deutſchland in An⸗ 
rechnung auf obige Schuld während der Jahre 1919, 1920 
und der erſten 4 Monate von 1921 in ſoviel Naten und in 
ſolcher Form (in Gold, Waren, Schiffen, Wertpapieren oder 
anderswie), wie es der Wiedergutmachungsausſchuß (Nepa- 
rationskommiſſion) feſtſetzt, den Gegenwert von 


20 000 000 000 (zwanzig Milliarden) Mark Gold. 


S6 der Anlage III: Als unmittelbare Abſchlagslieferung 
ſagt Deutſchland zu, binnen 3 Monaten an lebenden Tieren 
zu liefern: 


1. An die franzöſiſche Regierung: 
500 Zuchthengſte, 30 000 Stutfüllen und Stuten, 
2000 Stiere, 90000 Milchkühe, 1000 Böcke, 
100 000 Schafe, 10 000 Ziegen. 


2. An die belgiſche Regierung: 


200 Zuchthengſte, 5000 Stuten, 5000 Stutfüllen, 
2000 Stiere, 50 000 Milchkühe, 40 000 Färſen, 
200 Böcke, 20 000 Schafe, 15 000 Mutterſchweine !). 


S 1 von Anlage IV: Zum Zwecke teilweiſer Wiedergut⸗ 
machung räumt Deutſchland dem Wiedergutmachungsaus⸗ 
ſchuß ein Bezugsrecht auf Farbſtoffe und chemiſch⸗pharma⸗ 
zeutiſche Erzeugniſſe ein ... Das Bezugsrecht reicht bis zu 
50% der Geſamtmengel). 


Anlage VII: Deutſchland verzichtet im eigenen Namen und 
im Namen ſeiner Angehörigen zugunſten der alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächte auf alle Rechte, Anſprüche oder 


17) Das wurde einem Volke abverlangt, das durch die vorhergehende 
Hungerblockade geſundheitlich aufs ſchwerſte geſchädigt und el Vieh⸗ 
beſtand ſeit 1913 ganz bedeutend zurückgegangen war. 


18) Durch die genannten Erzeugniſſe war die deutſche Induſtrie vor dem 
Kriege in der ganzen Welt beſtens bekannt. Während des Kriegs waren 
die deutſchen Fabriken, die Farbſtoffe und Arzneimittel lieferten, vom 
Weltmarkt abgedrängt worden. Die obige Beſtimmung ſuchte es den 
Deutſchen zu erſchweren, die alten Abſatzgebiete wiederzugewinnen. 
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ssrechte jeder Art, die es auf nachſtehend aufgeführte Kabel 
8 Teile von Kabeln beſitzt . ). 


18) Dieſe Kabel erhielten England, Frankreich und N Eine ſittliche 
Begründung für die Wegnahme, wie etwa bei dem Artikel des Kolonial- 
raubs, wird hier nicht gegeben. Die Alliierten wußten un ſelbſt, ar 
ihr Vorgehen völkerrechtswidrig war. 


Einen Eindruck von Größe und Amfang der deutſchen Leiſtungen 
bis 30. Juni 1931 bietet außer dem Schaubild „Ver luſte 
durch das Verſailler Diktat“ auf der 2. Amſchlag-Seite 
die folgende Aberſicht, die auf amtlichen Quellen beruht: 


Deutſche Leiſtungen bis 30. Juni 1931. 
In Millionen RM. 
A. bis 31. Auguſt 1924. Gutſchriften 


der Repko 
1. Barzahlungen auf Grund des Londoner 
Zahlungsplanes für 1921 und 1922. en a. 


2. Rheinlandzölle 19214. VVVꝛiiu . 
3. Sonſtige Barzahlungen. ee 51 8 
4. Englifche ee (German 
Reparation-Recovery-Act 192177 . 373 373 
5. Kohlen und Koks 2334 959 
6. Kohlennebenprodukte und Stickſtoff .... 40 4) 
7. Farbftoffe und pharmazeutiſche Er- 
le a a EEE 250 88 
%%%%ö§öÄÜ— E x RER 204 147 
9. Landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte 


(Art. III des Abkommens vom 16. 1. 1919 

zur Verlängerung des Waffenſtillſtands⸗ 

Werte nen 21 21 
10. Sonſtige Sachlieferungen (Anlagen II 

§ 19 und IV zu Abſchn. I Teil VIII VV.) 385 385 
11. Belgiſche Kunſtwerke und Loewener 


/ o 16 2 
12. Seeſchiffe (Handelsflotte) 
Aar 3426 756 
b) beſchlagnahmtttttttteeee⸗q UUUUU 1060 — 
1. Binnenſch eee 56 50 
14. Hafenmaterial (Erfaglieferungen für 
e EEE SEO ERN 80 — 
15. Eiſenbahnmaterial 
a) rollendes (Art. 250 VV.) 1100 827 
b) rollendes (Art. 371 VVB. 697 — — 
c) feſtes (Geräte und Materialien) 6 6 


Abertr ag 1 1 ar 50 
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| Abertrag 11802 5365 
16. Laſtkraftwagen 5 . 59 32 
17. Nichtmilitäriſcher Nücklaß an der Weſt⸗, | 

Oſt⸗, Südoſt⸗ und Güdfront .........-. 5041 140 
18. Privatkabe nnn 78 53 
19. Privateigentum im Auslande. 10080 13 

20. Ausgleichsverfahreen 617 — 
21. Eiſenbahnen und Bergwerke in Schan— 
tung, Lehrinſtitute in Schanghai ...... 95 61 


22. Wert der auf die abgetretenen Gebiete 

entfallenden, aber nicht übernommenen 

Anteile an der Reichs- und Staatsſchuld 657 26 
23. Abgetretenes Reichs- und Staatseigentum 9670 2298 
24. Arbeiten deutſcher Kriegsgefangener .. 1200 


25. Kriegsmaterial (Schrotterlöſe 52 52 
26. Abgelieferte Kriegs flotte 1338 — 
27. Während der Ruhrbeſetzung erzwungene f 
Leiſtungen 
a) Sadleiftungen .... 820 Mill. RM. 


b) Barleiſtungen .... 550 Mil. d. 1370 27 
Summe bis 31. Auguſt 1924 .. 42059 8067 


| B. Leiſtungen auf Grund des Dawes-Plans . 7993 


C. Leiſtungen auf Grund des Neuen Plans, des 
Deutſch⸗Amerikaniſchen Schuldenabkommens 
und des Deutſch⸗Belgiſchen Markabkommens 3103 


nn nn nenn nn 


Oefamtfumme bis M. Juni 1051 .. Bass 


— ñ— N 


D. Sonſtige Leiſtungen 


a) Innere Beſatzungskoſten 2012 
b) Koſten interalliierter Rommilfionen .... 106 
c) Militäriſche Abrüſtung einſchließlich ver⸗ 
„ a ae en ne rar he St 
d) Induſtrielle Abrüftung ................ 3500 


e) Grenzregulierung, Abſtimmung, Flücht⸗ 
lingsfürſorge ſowie die durch die deutſchen 
Leiſtungen verurſachten Verwaltungskoſten 400 


AZouſammen u 14518 
__Binzu obige ... 53155 
Insgeſamt rund 67673 Mill. RM. 


Was für unerhörte Forderungen die Alliierten zuerſt auf— 
tellten, zeigt das Schaubild „Die erſten Forderungen 
der Alliierten“. 
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Der oben genannte Wie dergutmachungsausſchuß 
ſetzte 1921 die Höhe der deutſchen Zahlungen auf 132 Milliarden 
Goldmark feſt. Deutſchland verſuchte mit ehrlichem Willen zu er- 
füllen. Die Wirkung: Mit der deutſchen Wirtſchaft ging's berg— 
ab, die deutſche Währung brach zuſammen (Inflation). Die Alti- 
ierten fürchteten, von einem zu Grunde gerichteten Deutſchland 
überhaupt nichts mehr zu erhalten. Aus dieſer Sorge entſprang 
1924 der Dawesplan, der, wie es in ihm heißt, die „Stabili— 
ſierung der deutſchen Währung und den Ausgleich des deutſchen 
Haushalts“ bringen ſollte. 

Der Dawesplan wollte nach ſeinen eigenen Worten „keine Löſung 
der ganzen Reparationsfrage verſuchen, wohl aber eine Regelung 
in Ausſicht ſtellen, ſobald die Verhältniſſe dies ermöglichen“. 

Die endgültige Regelung glaubte man in dem 1929 ent- 
ſtandenen Voungplan gefunden zu haben. Er ſollte „eine 
vollſtändige und endgültige Regelung der ſich aus dem Kriege 
ergebenden finanziellen Fragen“ bieten. Der Voungplan machte 
ſich auf dem Papier gut; genau war darin alles zu leſen, was 
Deutſchland bis zum Jahr 1988 zu zahlen hatte. Nach der Mei— 
nung von vielen Deutſchen waren die Forderungen unerfüllbar 
(Volksbegehren gegen den Voungplan). 

Wie begründet dieſe Meinung war, zeigte ſchon das Jahr 1931. 
Die deutſche Geſamtwirtſchaft drohte zuſammenzubrechen. In 
dieſer Not wurde ein Schulden-Freijahr nach dem Hoover 
plan bewilligt. 

Was ſollte am Ende dieſes Schonjahres eintreten? Antwort 
gab das Lauſanner Abkommen. Aber deſſen Bedeutung 
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führte Reichskanzler von Papen am 9. Juli 1932 in feiner Rund- 
funkrede aus: „Der Voungplan iſt gefallen. Zahlungen von über 
33 Milliarden Mark, mit Jahresleiſtungen von rund 2 Milliarden 
find beſeitigt .... Die endgültige Beſeitigung der Reparationen 
ſtellt unſere Anabhängigkeit in wirtſchaftlicher und finanzieller 
Hinſicht vollkommen wieder her, ſie beſeitigt alle Bindungen, die 
noch aus dem Voungplan beſtanden. Das Reich gewinnt die 
volle Souveränität über Reichsbahn und Reichsbank zurück. In 
wirtſchaftlicher Hinſicht wird dieſe Löſung den deutſchen Kredit 
neu fundieren und damit eine der weſentlichſten Vorausſetzungen 
für die Erholung der deutſchen Wirtſchaft ſchaffen.“ 

Nach dem Lauſanner Abkommen zahlt Deutſchland zur Ab— 
geltung für die völlige Befreiung von feinen Neparationsver— 
pflichtungen eine Abſchlußzahlung von bis zu 3 Milliarden RM. 
und übergibt der Bank für internationalen Zahlungsverkehr in 
Baſel (B. J. 3.) ſteuerfreie Schuldverſchreibungen als Beitrag 
Deutſchlands zum „europäiſchen Wiederaufbau“. Die Schuld— 
verſchreibungen dürfen von der B. J. 3. früheſtens 3 Jahre nach 


der Anterzeichnung des Lauſanner Abkommens im Wege der 


öffentlichen Ausgabe ganz oder teilweiſe nach beſonderen Ver— 
einbarungen untergebracht werden. Erweiſt ſich die Ausgabe 
innerhalb von 15 Jahren als unmöglich, ſo ermäßigen ſich die 
Zahlungsverpflichtungen Deutſchlands bzw. fallen ſie überhaupt 
fort. Der für die Dauer der Lauſanner Konferenz verlängerte 
Jahlungsaufſchub bleibt bis zum Inkrafttreten des Lauſanner 
Abkommens in Geltung. 


Anberührt von der Lauſanner Regelung bleiben: 
1. Der Dienſt aus der 7 prozentigen Dawes-Anleihe (Zinfen- 
und Tilgungsdienſt für 1932/33 85,2 Millionen RM. x). 
2. Der Dienft aus der 5½ prozentigen Voung-Anleihe (Zinſen⸗ 
und Tilgungsdienſt für 1932/33 63,8 Millionen RM. kx). 
. Der Dienſt aus dem Markabkommen mit Belgien (Rate 
für 1932/33 22,6 Millionen RM.). 
Die amerikaniſchen Beſatzungskoſten (fällig 1932/33 
25,3 Millionen RM. *). 
5. Die „mixed elaims“ (Entſchädigungsanſprüche deutſcher 
und amerikaniſcher Bürger, jährlich 40,8 Millionen RM. 
bis 1981). 
6. Im Hoover-Jahr aufgeſchobene Zahlungen 3,1 Mil 
lionen RM. von 1934-1943). 
Nach dem Lauſanner Abkommen hätte Deutſchland außer der 


Eventualverpflichtung bis zu 3 Milliarden Schuldverſchreibungen 
praktiſch die nachſtehenden Sonderleiſtungen zu erfüllen: 


2 0 
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Zahlungen an. Sie Ber. Staaten 
5 von merika 


Nach zah⸗ „ 
As 


Dale: jahr auf- 


Dawes- | Voun Belgiſches Mixed Beſatzungs - eſchobenen Summe in 
Anleihe 5 Marl. Claims koſten Beſatzungs⸗ Millionen 
5 Kennen . 1 koſten RM. 
— —— — — — — — — — ' cr — ————w 1 —— — — a 
Laufzeit bis: 15. 10. 00 1.6.1965 31. 3. 1966 31. 3. 1981 31. 3. ‚3.1000 0 8. 1943 
Aus ſtehender | 
Kapitalbetrag) 764.0 951.2 315.6 758.3 | 423.9 | 25.3 3233.9 
Geſamtſumme ö ö ö ö | 2 
der Annuitäten 1293.6] 2090.2 543.0 1999.2 | 972.2 30.8 6928.9 
j Obne 1 eee der Valutenen wertung. „) Ohne Kursſchwankungen. * Vorläuſig 
jgeſchoben. %) Fol, auf Grund einer inzwiſchen in den Vereinigten Staaten gefallenen Entſchei⸗ 
iR („Black Tom and Kingsland case ) nur bis 1965. % Falls ſofort in bar gezahlt werden 


müßte (5 0% Barwert berechnet für Juni 1932). 


Teil X 


enthält in den Artikeln 264—312 wirtſchaftliche Be- 
ſtimmungen. Der 1. Abſchnitt, der von den Handels- 
beziehungen ſpricht, legt Deutſchland Verpflichtungen auf, die 
den alliierten Mächten einſeitig Vorteile gewähren ohne Gegen— 
leiſtungen. Dieſe Verpflichtungen ſollten bis zum 10. Januar 
1925 dauern, ſofern nicht der Rat des Völkerbundes bis zum 
10. Januar 1924 anders entſchied. Dies krat nicht ein, und ſo 
iſt D Deutſchland ſeit dem 10. Januar 1925 handelspolitiſch wieder 
ſouverän. Jene Artikel können deshalb übergangen werden. 


Aus den folgenden Abſchnitten des 10. Teils ſei ein bedeut— 
ſamer Artikel herausgehoben. 2 a 


Artikel 297: Soweit der gegenwärtige Vertrag nicht ein 
anderes beſtimmt, behalten ſich die alliierten oder aſſoziierten 
Mächte das Recht vor, alle den deutſchen Reichsanugehörigen 
oder den von ihnen abhängigen Geſellſchaften bei Inkraft⸗ 

treten des gegenwärtigen Vertrags gehörenden Güter, Nechte 
und Intereſſen innerhalb ihrer Gebiete, Kolonien, Veſitzungen 
und Protektoratsländer, einſchließlich der Gebiete, die ihnen 
durch den gegenwärtigen Vertrag abgetreten werden, zurück⸗ 
zubehalten und zu liquidieren ... Deutſchland verpflichtet 
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ſich, feine Angehörigen wegen der Liquidation oder Ein⸗ 
behaltung ihrer Güter, Nechte oder Intereſſen in den alliier - 
ten oder aſſoziierten Ländern zu entſchädigen !). 


Teil XI 
behandelt in den Artikeln 313—320 die Luftfahrt. 


Artikel 313: Die den alliierten und aſſoziierten Mächten 
angehörigen Luftfahrzeuge haben innerhalb des deutſchen Ge⸗ 
bietes und der deutſchen Hoheitsgewäſſer volle Flug⸗ und 
Landungsfreiheit und genießen dieſelben Vergünſtigungen wie 
deutſche Luftfahrzeuge, beſonders in Se zu Land 
oder See. 


Artikel 314: Vorbehaltlich der Erfüllung der von Deutſch⸗ 
land etwa erlaſſenen Vorſchriften, die aber in gleicher Weiſe 
auf deutſche Luftfahrzeuge und ſolche der alliierten und 
aſſoziierten Länder anwendbar fein müſſen, genießen die den 
alliierten und aſſoziierten Mächten angehörigen Luftfahr⸗ 
zeuge im Durchquerungsverkehr nach irgendeinem andern 
Land das Recht, ohne zu landen, das deutſche Gebiet und die 
deutſchen Hoheitsgewäſſer zu überfliegen. 


Artikel 315: Die in Deutſchland angelegten und dem 
heimiſchen öffentlichen Luftverkehr zugänglichen Flugplätze 
ſtehen auch den Luftfahrzeugen der alliierten und aſſoziierten 
Mächte offen; dieſe erfahren daſelbſt in bezug auf Abgaben 
jeder Art einſchließlich Landungs⸗ und Verſorgungsgebühren 
die gleiche Behandlung wie deutſche Luftfahrzeuge). 


20) Der Zweck des gegneriſchen Vorgehens iſt ein doppelter: man wollte 
ſich einmal bereichern, zum anderen den Deutſchen im Auslande ent 
wurzeln und verdrängen. — „Die getroffene Regelung darf ohne Aber— 
treibung als die ungeheuerlichſte Wegnahme des nach modernem Völkerrecht 
unverletzlichen privaten Eigentums bezeichnet werden, die ſich jemals 
ſiegende Staaten erlaubt haben“ (Dr. Roſenbaum). 


21) Was beim 10. Teil ſchon vermerkt, zeigt ſich auch hier iiber; Die 
fremden Luftfahrzeuge haben die gleichen Rechte wie die deutſchen bei uns. 
Beſtimmungen über entſprechende Rechte deutſcher Luftfahrzeuge im Aus⸗ 
lande fehlen. Die Regelung iſt einſeitig, nicht zweiſeitig. 
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Teil XII 


behandelt in den Artikeln 321-386 Häfen, Waſſerſtraßen 
und Eiſen bahnen. Auch dieſe Beſtimmungen gründen ſich 
nicht auf Gegenſeitigkeit, vielmehr werden in einſeitiger Weiſe 
Rechte der alliierten Mächte für das deutſche Gebiet feſtgelegt. 


Abſchnitt I: Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 321: Deutſchland verpflichtet ſich, den Perſonen⸗, 
Güter⸗, Schiffs-, Boots-, Eiſenbahnwagen⸗ und Poſtverkehr 
von oder nach den angrenzenden oder nicht angrenzenden Ge⸗ 
bieten irgendeiner der alliierten und aſſoziierten Mächte freien 
Durchgang durch ſein Gebiet auf den für den internationalen 
Durchgangsverkehr geeignetſten Wegen, auf Eiſenbahnen, 
ſchiffbaren Waſſerläufen oder Kanälen zu gewähren, auch zu 
dieſem Zweck die Durchfahrt durch die Hoheitsgewäſſer zu ge⸗ 
ſtatten. Der Perſonen⸗, Waren⸗, Schiffs-, Boots⸗, Wagen, 
Eiſenbahnwagen⸗ und Poſtverkehr wird keinen Durchgangs- 
zöllen oder unnützen Verzögerungen oder Beſchränkungen 
unterworfen und hat in Deutſchland in bezug auf Gebühren 
und Verkehrserleichterungen ſowie in jeder anderen Hinſicht ein 
Anrecht auf gleiche Behandlung wie der innerdeutſche Verkehr. 


Artikel 323: Deutſchland begibt ſich des Rechtes, bei ſeinen 
Ein- und Ausfuhrzöllen,⸗abgaben und verboten unmittelbar 
oder mittelbar eine unterſchiedliche oder Vorzugsbehandlung 
. .. eintreten zu laſſen. 

Deutſchland begibt ſich namentlich des Nechtes, zum Nach⸗ 
teil der Häfen, Schiffe oder Boote irgendeiner alliierten oder 
aſſoziierten Macht Zuſchlagsgebühren oder unmittelbare oder 
mittelbare Prämien auf die Aus⸗ oder Einfuhr über deutſche 
oder nichtdeutſche Häfen oder auf deutſchen oder nichtdeutſchen 
Schiffen und Booten, insbeſondere in Form von kombinierten 
Tarifen, feſtzuſetzen' ). | | 

22) Diefe Beſtimmungen bedeuten einen Eingriff in die Wirtſchafts⸗ 
freiheit Deutſchlands und in ſeine Hoheitsrechte. Ihr Zweck iſt, die 


Handelsentwicklung Deutſchlands zu erſchweren und den Verkehr über die 
Häfen der Fremdmächte zu lenken. 
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Artikel 325: Die Seehäfen der alliierten und aſſoziierten 
Mächte genießen alle Vorteile und Tarifermäßigungen, die 
auf den deutſchen Eiſenbahnen oder Schiffahrtsſtraßen zu⸗ 
gunſten deutſcher Häfen oder irgendeines Hafens einer anderen 
Macht gewährt werden. 


Abſchnitt II: Schiffahrt. 


Artikel 327: Die Staatsangehörigen der alliierten und 
aſſoziierten Mächte genießen ebenſo wie ihre Güter, Schiffe 
und Boote in allen deutſchen Häfen und auf allen deutſchen 
Binnenſchiffahrtsſtraßen in jeder Hinſicht die gleiche Behand⸗ 
ans wie die deutſchen Neichsangehörigen, Güter, Schiffe und 

oote. | 


Artikel 331: Es werden für international?) erklärt: die 
Elbe, die Oder, die Memel, die Donau. 


Artikel 339: Deutſchland tritt den beteiligten alliierten und 
aſſoziierten Mächten längſtens binnen drei Monaten nach er⸗ 
haltener Aufforderung einen Teil der Schlepper und Boote 
ab . .. Deutſchland tritt gleichfalls das Material jeder Art 
ab, deſſen die beteiligten alliierten und aſſoziierten Mächte für 
die Ausnutzung dieſer Flußgebiete bedürfen. 


Artikel 357: Längſtens binnen drei Monaten nach erhalte⸗ 
ner Aufforderung tritt Deutſchland an Frankreich entweder 
einen Teil der Schlepper und Schiffe, die nach Abzug der zur 
Wiederherſtellung und Wiedergutmachung abgegebenen, in 


29) D. h. die Verwaltung wird auf Grund internationaler Abſprachen 
durch internationale Kommiſſionen geregelt. Im Verwaltungsausſchuß für 
die Oder ſitzen z. B. für Preußen 3 Vertreter, für Polen, Tſchechoſlowakei, 
Großbritannien, Frankreich, Dänemark, Schweden je 1 Vertreter. Eine klare 
Auslegung des Begriffes der Strominternationaliſierung liegt noch nicht 
vor. Weder das Verſailler Diktat hat einen entſprechenden Verſuch ge— 
macht, noch gelang dies bisher auf internationalen Tagungen. Ein Ver⸗ 
ſuch der Konferenz von Barcetona (1921) iſt in der Praxis geſcheitert, da 
die Konvention von faſt allen wichtigſten Staaten nachträglich nicht rati⸗ 
fiziert worden iſt. Welchen Umfang die Internationaliſierung deutſcher 
Ströme hat, zeigt das Schaubild „Deutſchlands internatio⸗ 
naliſierte Waſſerſtraßen“. * . 
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dicht ſchiffbare 
— W.aſſerſtraßen 


„ internationaliſterte 
— Waſſerſtraßen 
zweifelhafte Jnternati 
eo alifierung, ee 


den deutſchen Nheinhäfen eingetragen bleiben, oder Geſchäfts⸗ 
anteile an den deutſchen Rheinſchiffahrtsgeſellſchaften ab!). 


20) Der amerikaniſche Schiedsrichter verſtand es, aus dem „Entweder⸗ 
Oder“ des klaren Wortlauts ein „And“ zu machen. Frankreich erhielt 
nicht nur 75 Prozent der Aktien der Rheinſchiffahrtsaktiengeſellſchaft vormals 
Gender (Sitz in Mannheim), ſondern auch an Schiffen: 9 : i 


133 Nheinkähne mit 166 038 t Geſamttonnage, 
9 Schlepper mit zuſammen 11 900 PS, 
7 kleinere Schlepper mit zuſammen 2360 PS, 


ferner von der Fendelgeſellſchaft: 


38 Kähne mit zuſammen 87 377 · 
20 Schlepper ig 5 11695 PS 
8 Hafenſchlepper . 7 1 525 PS 
2 Tankſchiffe Pr 72 2 289 t 
3 Kranſchiffe Pr e 9,5 t Hebekraft. 
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| Artitel 358 > Frankreich hat 


a) das Recht, zur Speiſung der bereits gebauten ber noch 
zu bauenden Schiffahrts⸗ und Bewäſſerungskanäle oder 
für jeden andern Zweck Waſſer aus dem Rhein zu ent ; 

nehmen und auf dem deutſchen Ufer alle zur Ausübung 
dieſes Rechts erforderlichen Arbeiten auszuführen, 

b) das ausſchließliche Recht auf die durch den Ausbau des 
Stromes erzeugte Kraft mit dem Vorbehalt, daß die 
Hälfte des Wertes der tatſächlich gewonnenen Kraft an 
Deutſchland vergütet werden muß. 


Artikel 363: In den Häfen Hamburg und Stettin verpach⸗ 
tet Deutſchland der Tſchechoſlowakei für einen Zeitraum von 
99 Jahren Landſtücke, die unter die allgemeine FERN 
ordnung der Freizonen treten. | 


Abſchnitt III: Eiſenbahnen. 


Artikel 371: Unter Vorbehalt beſonderer Beſtimmungen 
über die Abtretung der Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſen⸗ 
bahnen in den Gebieten, über die Deutſchland ſeine Souverä⸗ 
nität aufgibt, und unter Vorbehalt der finanziellen Veſtim⸗ 
mungen bezüglich der Konzeſſionsinhaber und der Ruhe⸗ 
gehaltsbezüge der Bahnangeſtellten erfolgt die Abtretung der 
Eiſenbahnen unter folgenden Bedingungen: 


1. Sämtliche Eiſenbahnanlagen und einrichtungen müſſen 
| vollſtändig und in gutem Zuſtand übergeben werden; 

2. wird ein Eiſenbahnnetz mit eigenem Wagenpark als 
ganzes von Deutſchland an eine der alliierten und 
aſſoziierten Mächte abgetreten, jo iſt dieſer Wagenpark 
vollſtändig nach der letzten Beſtandaufnahme vor dem 
11. November 1918, und zwar in normalem Zuſtand 
abzuliefern; 

3. für Strecken ohne eigenen Wagenpark wird der abzu ⸗ 
liefernde Bruchteil des Wagenparks des Eiſenbahn⸗ 
netzes, zu dem dieſe Strecken gehören, von Sachverſtän⸗ 
digenausſchüſſen beſtimmt, die durch die alliierten und 
aſſoziierten Mächte ernannt werden und in denen 
Deutſchland vertreten iſt; 
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4. Vorräte, bewegliche Einrichtungsgegenſtände und Werk ⸗ 
zeuge ſind unter denſelben Bedingungen wie der Wagen⸗ 
park abzuliefern. | 

Abschnitt IV (Entſcheidung von Streitigkeiten und Nachprüfung 

der dauernden Beſtimmungen) und Abſchnitt V, der eine Sonder- 
beſtimmung enthält, können übergangen werden. 


Abſchnitt VI: 
Beſtimmungen über den Kieler Kanal. 


Artikel 380: Der Kieler Kanal und ſeine Zugänge ſtehen 
den Kriegs⸗ und Handelsſchiffen aller mit Deutſchland in 
Frieden lebenden Nationen auf dem Fuße völliger Gleich“ 
berechtigung dauernd frei und offen. 

Artikel 381: Die Staatsangehörigen, Güter, Schiffe und 
Boote aller Mächte werden hinſichtlich der Abgaben, der Ab- 
fertigung ſowie in jeder anderen Richtung bei der Benutzung 
des Kanals auf dem Fuße völliger Gleichberechtigung behan⸗ 
delt, fo daß jeder Anterſchied zuungunſten der Staats- 
angehörigen, Güter, Schiffe und Boote irgendeiner Macht 
gegenüber den deutſchen Reichsangehörigen ſowie den 
Gütern, Schiffen und Booten Deutſchlands oder der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation ausgeſchloſſen bleibt. 

Artikel 382: Für die Benutzung des Kanals oder ſeiner 
Zugänge dürfen von den Schiffen und Booten nur Abgaben 
erhoben werden, die zur angemeſſenen Deckung der Koſten für 
die Schiffbarerhaltung oder die Verbeſſerung des Kanals oder 
ſeiner Zugänge oder zur Beſtreitung von Ausgaben im 
Intereſſe der Schiffahrt dienen”). 


Teil XIII 


handelt in den Artikeln 387—427 von der Organiſation der 
Arbeit. Er ſoll, wie der verſtorbene Arbeiterführer Carl 


25) „Die Entente hat mit den Vertragsartikeln ertelcht daß der Kieler 
Kanal ihr zur ſicheren, allezeit verfügbaren Zufahrtsſtraße zur Oſtſee ge⸗ 
worden iſt. Damit kann namentlich England ſeine ſehr erheblichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen in der Oſtſee auf ſeine Flotte, alſo auf Macht 
ſtützen. Bei dem Wettbewerb um den ruſſiſchen Markt wird ſich für 
Deutſchland neben dem Verluſt der deutſchen Kriegsflotte die Einſchränkung 
ſeiner Rechte auf den Kieler Kanal drückend fühlbar machen“ (Admiral 
von Reuter). 
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Legien ſagte, „eine Konzeſſion an die internationale gewerkſchaft⸗ 
lich organiſierte Arbeiterſchaft ſein. “Es wird ein Internationales 
Arbeitsamt geſchaffen, das in naher Beziehung zum Völkerbund 
ſteht. Der Zuſammenhang mit dem Friedensvertrag iſt recht loſe, 
un wir können die Beſtimmungen deshalb übergehen. 1 


Teil XIV 


behandelt in den Artikeln 428—433 die Bürgſchaften für 
die Durchführung des Friedensvertrages. Eine weſentliche 
Bürgſchaft wurde in der Beſetzung der Rheinlande geſehen. Die 
ſollte urſprünglich 15 Jahre dauern. Die Franzoſen zogen früher 
ab. Der Preis für die Räumung war der Voungpkan. Die Be⸗ 
ſtimmungen, die der Beſetzung Ban liegen, haben jegt nur 
noch geſchichtlichen Wert. 


Teil XV 


enthält in den Artikeln 434—440 noch vers chiedene Be⸗ 
ſtimmungen. Im letzten Artikel (440) muß Deutfchland alle 
von Priſengerichten der Gegner gefällten Urteile anerkennen und 
andererſeits den gegneriſchen Mächten das Recht zugeſtehen, die 
von deutſchen Priſengerichten gefällten Arteile einer Nachprüfung 
durch den Gegner zu unterziehen und ſich im voraus einer 
etwaigen neuen Entſcheidung unterwerfen. Die deutſche Friedens- 
abordnung erhob dagegen Einſpruch. Es half nichts. Der letzte 
Artikel blieb in ſeiner ſchroffen Faſſung beſtehen, und ſo endet 
der Friedensvertrag mit einer Gehäſſigkeit, die dem e 
des EN ſtilvoll Ne 
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Wir haben den Friedensvertrag von Verſailles in ſeinen 
weſentlichſten Beſtimmungen in gedrängter Kürze an unſerm Auge 
vorbeigleiten laſſen. Ein Arteil iſt nicht vonnöten —: dieſer Ver⸗ 
trag trägt das Urteil in ſich. Statt zu urteilen, ſollen zwei Worte 
angefügt werden: eins über die Entſtehung, ein zweites über 
die Zukunft des Vertrags. 

Nach Verſchlechterung der allgemeinen Kriegslage ſchlugen am 
14. und 25. September 1918 Oſterreich-Angarn und Bulgarien 
durch Friedensangebote eigene Wege ein, wodurch die Lage des 
Deutſchen Reichs militäriſch und politiſch noch ſchwieriger wurde. 
Am 29. September forderte die deutſche Heeresleitung den Erlaß 
eines Waffenſtillſtands⸗ und Friedensangebotes. Der neu ernannte 
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Reichskanzler Prinz Max von Baden richtete am 5. Oktober an 
den Präſidenten Wilſon ein ſolches Angebot, in dem er erſuchte, 
das in der Kongreßrede vom 8. Januar 1918 und in ſpäteren 
Kundgebungen aufgeſtellte Programm als Grundlage für die 
Friedensverhandlungen anzunehmen. In der Antwort vom 
8. Oktober 1918 ließ Präſident Wilſon durch Staatsſekretär 
Lanſing zurückfragen, ob Deutſchland das Friedensprogramm 
Wilſons annehme und es ſich nur noch um die Verſtändigung 
über die praktiſche Anwendung ihrer Einzelheiten handele. Der 
Waffenſtillſtand wurde von der Zurückziehung der deutſchen 
Truppen aus den beſetzten Gebieten abhängig gemacht. Die 
deutſche Regierung antwortete am 12. Oktober, daß ſie die Sätze 
angenommen habe, die Präſident Wilſon als Grundlage eines 
dauernden Rechtsfriedens niedergelegt hat und erklärte ſich bereit, 
den Räumungsvorſchlägen zu entſprechen. Die zweite Note der 
Vereinigten Staaten vom 14. Oktober enthielt neben ſcharfen 
Vorwürfen gegen die deutſche Kriegführung die Forderung, daß 
der Waffenſtillſtand Sicherheiten und Bürgſchaften N die Auf⸗ 
rechterhaltung der gegenwärtigen militärischen Aberlegenheit der 
Heere der Vereinigten Staaten und der Alliierten vorſehen müſſe. 
Dieſelbe Forderung wurde in der Note vom 23. Oktober wieder⸗ 
holt und ihre Annahme durch Deutſchland als Beweis dafür an⸗ 
geſehen, daß es die Bedingungen und Grundſätze der ganzen 
Friedensaktion unzweideutig annehme. Am 5. November erfolgte 
dann die Lanſing⸗Note, in der die Friedensbedingungen des 
Präſidenten Wilſon und ſeine Grundſätze als Grundlage des 
künftigen Friedensſchluſſes vereinbart wurden, mit Ausnahme 
der Auslegung des Begriffs der Freiheit der Meere. Zur 
Wiederherſtellung der beſegten Gebiete müſſe Deutſchland „für 
allen durch ſeine Angriffe zu Lande, zu Waſſer und in der Luft 
der Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem Eigentum zuge⸗ 
fügten Schaden Erſatz leiſten“. Hiermit war eine beiderſeits 
bindende Verpflichtung eingegangen. Die überaus harten Be⸗ 
dingungen des am 11. November unterzeichneten Waffenſtill⸗ 
ſtandes machten Deutſchland wehrlos. Innerhalb 15 Tagen 
mußten Frankreich, Belgien und Elſaß-Lothringen geräumt 
werden, das Rheinland wurde beſetzt, zahlreiches Kriegsmaterial 
mußte abgeliefert werden, die Hungerblockade blieb beſtehen. 
Die Verlängerung des Waffenſtillſtandes vom 13. Dezember 
1918, 16. Januar und 16. Februar 1919 wurde immer härter. 
Zur Herbeiſchaffung von Lebensmitteln wurde die Auslieferung 
der deutſchen Handelsflotte (45 Millionen Tonnen) verlangt. 

Am 18. Januar 1919 wurde die Pariſer Friedenskonferenz 
eröffnet. Clemenceau (Frankreich), Lloyd George a 
Wilſon (Vereinigte Staaten), Orlando (Italien): „Die Großen 
Vier“ tragen die Hauptverantwortung für die nicht ohne ſcharfe 
Gegenſätze unter ihnen feſtgeſetzten Friedensbedingungen. Am 
18. April 1919 erfolgte die Einladung der deutſchen Friedens 
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Delegation nach Verſailles, am 7. Mai die Abergabe der Friedens- 
bedingungen. Der franzöſiſche Miniſterpräſident Clemenceau er⸗ 
klärte dabei, die Stunde der Abrechnung ſei gekommen, die Ver— 
handlungen würden nicht mündlich ſein, ſondern es würden nur 
ſchriftliche Bemerkungen zugelaſſen werden. Der Führer der 
deutſchen Delegation, Graf Brockdorff-⸗Rantzau, hatte bereits am 
7. Mai noch vor Kenntnis der Friedensbedingungen die An⸗ 
klage der deutſchen Kriegsſchuld zurückgewieſen. In zahlreichen 
Noten deckte er die Widerſprüche der Friedensbedingungen zu 
den vereinbarten Grundſätzen des Wilſon⸗Programmes auf, am 
ausführlichſten in der großen Note vom 29. Mai, die auf der 
Ententeſeite zwar ſtarken Eindruck machte, aber weſentliche 
Anderungen nicht durchſetzen konnte. In Deutſchland gingen 
erregte Kämpfe um die Annahme oder Nichtannahme der 
Friedensbedingungen hin und her. Am 22. Juni erklärte ſich 
die deutſche Regierung auf Grund des Beſchluſſes der National- 
verſammlung zur Unterzeichnung bereit, „ohne jedoch damit an- 
zuerkennen, daß das deutſche Volk Arheber des Krieges ſei und 
ohne eine Verpflichtung für Auslieferung nach Artikel 227230 
des Friedensvertrages zu übernehmen“. Die Entente forderte 
jedoch bedingungsloſe Anterzeichnung, zu der ſich die deutſche 
Nationalverſammlung am 23. Juni mit knapper Mehrheit bereit- 
fand. „Der übermächtigen Gewalt weichend und ohne damit 
ihre Auffaſſung über die unerhörte Angerechtigkeit der Friedens 
bedingungen aufzugeben, erklärt deshalb die Regierung der 
deutſchen Nepublik, daß ſie bereit iſt, die von den alliierten und 
aſſoziierten Regierungen auferlegten Friedensbedingungen an- 
zunehmen und zu unterzeichnen.“ Die Anterzeichnung erfolgte 
am 28. Juni in Verſailles, nachmittags 3 Ahr. Am 10. Januar 
1920. trat das Verſailler Diktat in Kraft. 

Der Verſailler Vertrag hat die am Waffenſtillſtands 
abkommen vereinbarten „Grundſätze in entſcheidenden Punkten 
verlaſſen. Er iſt kein Friede der Gerechtigkeit. Er ſtützt ſich 
unmittelbar auf Lüge, indem die angebliche Schuld Deutſchlands 
am Kriege zur moratifpen Baſis gemacht wurde. Die Jahre 
ſeit Anterzeichnung ſind ein Kampf gegen Verſailles geweſen. 
Anter ſchweren Opfern mußten die wenigen Deutſchland ver— 
bliebenen Rechte verteidigt, neue Zumutungen abgewehrt 
werden. Die ſchwerſte Verletzung des Rechtes iſt die 1921 ent⸗ 
gegen dem Abſtimmungsergebnis erfolgte Teilung Oberſchleſiens. 
Anvergeſſen iſt der Ruhrkampf von 1923, die Leiden des Rhein⸗ 
landes unter der Beſatzung. 1930 gelang es, die völlige Räu- 
mung des Rheinlandes fünf Jahre vor der F riſt zu erreichen. 
Auch nach Wegfall der eigentlichen Reparationen ruht auf 
Deutſchland noch eine ungeheure Schuldenlaſt. 

Die Gegenwart iſt beſtimmt von dem Kampf um die Gleich- 
berechtigung und die allgemeine Abrüſtung. Bisher hat die 
Gegenſeite ihre Verpflichtung auf Abrüſtung nicht erfüllt, ob⸗ 
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wohl fie allgemein anerkannt iſt und rechtlich in der Einleitung 
zu Teil V und Artikel 8 der Völkerbundsſatzung feitgelegt iſt. 
Lloyd George, einer der Verantwortlichen für den Friedens⸗ 
vertrag, erklärte hierzu Mitte September 1932: „Als einer der 
beiden Aberlebenden nehme ich keinen Anſtoß, mir die deutſche 
Auffaſſung zu eigen zu machen, die dahin geht, daß die Sieger— 
nationen ſchamlos die Treue in der Rüſtungsfrage gebrochen 
haben. Die Staatsmänner Deutſchlands haben 13 Jahre hin— 
durch einen Grad von Geduld, Nachſicht und Zurückhaltung 
gezeigt, die des großen Volkes wert iſt, das ſie vertreten. Dieſe 
ganze Zeit über wurde die Feſſel, welche ſie in einer Stunde 
vernichtender Niederlage auf ſich nahmen, unabläſſig gegen 
Deutſchland und ſeine Verbündeten angewendet, während die 
anderen Vertragspartner ſich hoffärtig weigerten, über die Er— 
füllung des ſie angehenden Teils der Vereinbarungen auch nur 
u diskutieren. Eine einfache Aufzählung der Elementartat⸗ 
ben des europäiſchen Nüſtungsſtandes führt zu einer voll- 
ſtändigen Rechtfertigung der deutſchen Haltung. Keine ſelbſt— 
bewußte Nation kann eine ſolche Erniedrigung erdulden.“ 

Die Grenzziehungen des Verſailler Diktates haben namentlich 
im Oſten die größten Gefahrenpunkte geſchaffen. Das ſchlimmſte 
iſt der Weichſelkorridor, durch den Oſtpreußen von Deutſchland 
abgetrennt in eine gefährliche Inſellage geraten iſt. Arſprünglich 
war Polen ein Zugang zum Meere verſprochen, ohne daß an 
Landabtretungen dabei gedacht wurde. Auch andere Länder wie 
die Tſchechoſlowakei, die Schweiz haben keinen Landzugang zum 
Meer. Deutſchland kann die Zerſtückelung auf die Dauer nicht 
ertragen. In Eupen-Malmedy kann die unter ſtärkſtem Druck 
erfolgte Abſtimmung keine endgültige Löſung bedeuten. Das 
Saargebiet muß 1935 reſtlos wieder Deutfchland angegliedert 
werden. Deutſchland hat einen Anſpruch auf Kolonialmandate, 
nachdem ihm entſchädigungslos der geſamte Kolontalbeſitz unter 
dem lügneriſchen Vorwand einer ſchlechten Kolonialpolitik weg: 
genommen wurde. Deutſchland iſt Vorkämpfer des Minder⸗ 
heitenrechtes. Kein anderes Volkstum iſt ſo zerſtückelt, auf ſo 
verſchiedene Länder verteilt wie das Deutſchtum. In allen neu— 
gebildeten Staaten Europas kämpfen die Minderheiten gegen die 
von den Staatsvölkern betriebene Anterdrückung ihres Volks— 
tums; in erſter Linie ſind hiervon die Deutſchen betroffen. Das 
deutſche Volk hat es erfahren, daß die Jahre ſeit Unterzeichnung 
des Friedensvertrages die Fortſetzung des Krieges mit anderen 
Mitteln war. Es kann nur durch Einigkeit und Zuſammenhalten 
dieſen Kampf beſtehen und Recht und Freiheit für das deutſche 
Vaterland wieder gewinnen. 
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